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Beachten Sie bitte auf der letzten Seite die Informationen zur neuen Doppel-CD „SGV. NRW./SMBl. NRW.“

G 3229555

Ab 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und sie wird preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.
Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 
aktuellen Stand.
Im Abonnement kostet diese neue Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 €

pro Jahr.

Das neue Bestellformular mit den neuen Preisen befindet sich im GV-Blatt Nr. 29, S. 472.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
den kostenlosen Service im Internet unter der genannten Adresse. Dort finden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenloser Service.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 7. Dezember 2006556

2022

Fünfte Änderung
der Satzung der Rheinischen Zusatz-

versorgungskasse für Gemeinden 
und Gemeindeverbände

Vom 7. November 2006

Aufgrund des § 13 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Ge-
setzes über die kommunalen Versorgungskassen und Zu-
satzversorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfalen –
VKZVKG – hat der Kassenausschuss in seiner Sitzung 
am 28. Juni 2006 wie folgt beschlossen:

Die Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse 
für Gemeinden und Gemeindeverbände vom 29. Oktober 
2002 (GV. NRW. S. 540), zuletzt geändert durch die 
Vierte Satzungsänderung vom 22. Februar 2006 (GV. 
NRW. S. 112), wird wie folgt geändert:

I.

 1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst:

  „Freiwillige Versicherung“.

 b)   Die Angaben zu den §§ 24 bis 26 werden gestri-
chen.

 c)  Der Dritte Teil erhält die Überschrift:

  „Leistungen aus der Pflichtversicherung“.

 d)  Die Angabe zu § 52a wird gestrichen.

 e)   Im Anschluss an den Sechsten Teil wird folgende 
Überschrift aufgenommen:

   „Anhang – Allgemeine Versicherungsbedingun-
gen (AVB) für die freiwillige Versicherung über 
die RZVK-Zusatzrente“.

 2.   In § 2 Abs. 1 Satz 2 werden hinter dem Wort „Kas-
se“ die Wörter „den Mitgliedern und“ und hinter 
dem Wort „Versicherung“ die Wörter „in Anlehnung 
an das Punktemodell“ eingefügt.

 3.   In § 6 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter dem Wort „Ände-
rungen“ die Wörter „einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die freiwillige Versi-
cherung“ eingefügt.

 4.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 werden die Wörter „laufenden Umla-
gen“ durch die Angabe „Aufwendungen für die 
Pflichtversicherung (§ 61)“ ersetzt.

 b)   In Absatz 5 Satz 3 wird hinter dem Wort „Tag“ 
das Wort „vor“ eingefügt.

 5.  § 13 wird wie folgt geändert:

 a)   In § 13 Abs. 5 Satz 1 wird hinter dem Wort „Um-
lagen“ ein Komma gesetzt und das Wort „Beiträ-
ge“ eingefügt.

 b) § 13 Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

   „(7) 1Die Meldungen zur Abrechnung der Beiträ-
ge, Umlagen und Sanierungsgelder müssen der 
Kasse spätestens bis zum 31.03. des Folgejahres 
zugehen. 2Die Kasse kann diese Frist im Einzel-
fall verlängern. 3Für jeden Tag, um den die Frist 
überschritten wird, kann die Kasse einen Betrag 
von 25 € – insgesamt maximal 1.000 € – von dem 
Mitglied fordern. 4Der pauschale Schadensersatz 
nach Satz 3 ist zu reduzieren, wenn das Mitglied 
nachweist, dass der konkrete Schaden der Kasse 
geringer ist. 5Sofern der konkrete Schaden höher 
ist als er pauschale Schadensersatz nach Satz 3, 
bleibt es der Kasse unbenommen, ihren darüber 
hinausgehenden Schaden aufgrund der verspäte-
ten Meldung geltend zu machen.“

 6.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 4 wird hinter dem Wort „Zu-
satzbeiträge“ das Wort „individuell“ eingefügt.

 b)   In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Die Zah-
lung eines Ausgleichsbetrags entfällt, wenn die“ 

durch die Wörter „Der Ausgleichsbetrag vermin-
dert sich anteilig, soweit“ ersetzt. Die Sätze 2 
und 3 werden gestrichen.

 7.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Buchstabe b wird der Verweis auf 
„(§§ 23 bis 26)“ durch einen Verweis auf „(§ 23)“ 
ersetzt.

 b)  In Absatz 2 wird der Satz 4 gestrichen.

 8.  In § 17 wird folgender Satz 3 angefügt:

  „3Entstehen bei der Kasse für dieselbe Person auf-
grund mehrerer Arbeitsverhältnisse mehrere Pflicht-
versicherungen, sind diese als einheitliches Versi-
cherungsverhältnis zu behandeln.“

 9.   In § 19 Abs. 1 Buchstaben a bis l wird jeweils am 
Ende das Wort „oder“ und in Buchstabe m das Kom-
ma vor dem Wort „oder“ gestrichen.

10.  In § 22 wird Buchstabe c gestrichen.

11.  § 23 wird wie folgt gefasst:

 „§ 23
 Freiwillige Versicherung

  Die Durchführung der freiwilligen Versicherung 
wird in den für den jeweiligen Vertrag geltenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Anhang) 
geregelt.“

12.  Die §§ 24, 25 und 26 werden gestrichen.

13.  § 27 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

14.  § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

  „1Die Überleitung mit Zusatzversorgungseinrich-
tungen im Sinne von § 27 Abs. 1 findet statt

 a)   bei einer/einem Pflichtversicherten, deren/dessen 
Versicherungspflicht ohne Eintritt des Versiche-
rungsfalles geendet hat, mit dem Zeitpunkt der 
Begründung der neuerlichen Pflichtversicherung,

 b)   bei einer/einem Pflichtversicherten, die/der aus 
ihrer/seiner früheren Versicherung einen An-
spruch auf Betriebsrente besitzt, mit dem Zeit-
punkt der Begründung der neuerlichen Pflicht-
versicherung,

 c)   bei einer/einem Pflichtversicherten, die/der 
gleichzeitig bei einer anderen Zusatzversorgungs-
einrichtung pflichtversichert ist, wenn die Versi-
cherungspflicht endet,

 d)   bei einer/einem Beschäftigten, deren/dessen Be-
schäftigungsverhältnis bei dem Mitglied nach Er-
reichung eines die Versicherungspflicht aus-
schließenden Alters begründet worden und die/
der früher bei einer anderen Zusatzversorgungs-
einrichtung pflichtversichert gewesen ist, mit 
dem Zeitpunkt der Begründung des neuerlichen 
Beschäftigungsverhältnisses, wenn durch die 
Überleitung die Voraussetzungen für die Versi-
cherungspflicht hergestellt werden, und zwar 
auch dann, wenn die andere Zusatzversorgungs-
einrichtung eine Betriebsrente gewährt.

  2Die Überleitung wird nur auf Antrag der/des Versi-
cherten, im Falle des Satzes 1 Buchstabe d) der/des 
Beschäftigten durchgeführt.“

15.  § 29 Abs. 2 wird gestrichen.

16.  Der Dritte Teil erhält die Überschrift:

 „Leistungen aus der Pflichtversicherung“.

17.  § 32 Abs. 4 wird gestrichen.

18.   § 33 Abs. 3 wird gestrichen. Absatz 4 wird zu Ab-
satz 3.

19. § 34 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „1Versorgungspunkte ergeben sich

  a)  für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt 
(§ 62),
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  b) für soziale Komponenten (§ 35) und

  c) als Bonuspunkte (§ 66).“

 b)  Absatz 4 wird gestrichen.

20.  § 35 Abs. 4 wird gestrichen.

21.  In § 36 werden Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 gestrichen.

22.  § 38 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 2 wird die Angabe „§ 33 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 33 Abs. 3“ ersetzt.

 b)   In Absatz 4 werden die Angaben „Sätze 1 bis 3“ 
durch die Angaben „Sätze 1 und 2“ ersetzt.

23.  § 39 Abs. 7 wird gestrichen.

24.  § 40 Abs. 3 wird gestrichen.

25.   § 41 Abs. 4 wird gestrichen. Absatz 5 wird zu Ab-
satz 4 und die Angabe „den Absätzen 1 und 4“ wird 
durch die Angabe „Absatz 1“ ersetzt. Absatz 6 wird 
zu Absatz 5 und Absatz 7 zu Absatz 6.

26.  In § 43 Satz 3 wird der Satzteil ab dem Semikolon 
gestrichen.

27. § 47 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Die Kosten der Überweisung, mit Ausnahme der 
Kosten für die Gutschrift, trägt die Kasse; für die 
Überweisungen auf ein Konto außerhalb Deutsch-
lands gilt dies nur, wenn diese im Rahmen einer EU-
Standardüberweisung erfolgen kann; hierzu teilt 
die/der Betriebsrentenberechtigte der Kasse ihre/
seine internationale Kontonummer (International 
Bank Account Number – IBAN) sowie die internati-
onale Bankleitzahl des kontoführenden Geldinstituts 
(Bank Identifer Code – BIC) mit.“

28.   In § 49 Satz 1 wird vor den Wörtern „einem an-
spruchsberechtigten Hinterbliebenen“ die Angabe 
„einer/“ eingefügt.

29.   § 51 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und frei-
willig Versicherte“ gestrichen und in Satz 4 wird 
die Angabe „bis 4“ durch „und 3“ ersetzt.

 b)  Absatz 3 wird gestrichen.

 c)  Absatz 4 wird zu Absatz 3.

30.   § 52 Abs. 4 wird gestrichen.

31.  § 52a wird gestrichen.

32.   In § 58 Abs. 2 Satz 1 wird der zweite Halbsatz ge-
strichen.

33.   § 62 Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen. Satz 3 wird zu 
Satz 2 und Satz 4 wird zu Satz 3.

34.  § 63 wird wie folgt geändert:

  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Sanierungs-
gelder können“ durch die Wörter „Sanierungsgeld 
kann“ und die Wörter „von Sanierungsgeldern“ 
durch die Wörter „des Sanierungsgeldes“ ersetzt.

35.  § 65 wird wie folgt geändert:

  In Satz 3 wird das Wort „drei“„ durch das Wort 
„fünf“ und das Wort „Prozentpunkte“ durch das 
Wort „Prozentpunkten“ ersetzt.

36.  § 67 Abs. 2 wird gestrichen.

37.  § 68 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.
 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
   „(2) Die Zuteilung der Überschüsse richtet sich 

nach den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen.“

 c)  Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
   „(3) Über die Zuteilung der Überschüsse ent-

scheidet der Kassenausschuss auf Vorschlag des 
Verantwortlichen Aktuars.“

38.   Es wird beiliegender Anhang „Allgemeine Versiche-
rungsbedingungen (AVB) für die freiwillige Versi-
cherung über die RZVK-Zusatzrente“ der Satzung 
angefügt.

II.

In-Kraft-Treten
1Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung zum 1. Ja-

nuar 2006 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt I. Nr. 5 
a mit Wirkung zum 27. Mai 2003, I. Nr. 8 mit Wirkung 
zum 1. Januar 2002, I. Nr. 10 zum 1. Oktober 2004 und I. 
Nr. 1 a bis e, 2, 3, 7, 11, 12, 16 bis 22 a, 23 bis 26, 29 bis 
32 und 36 bis 38 zum 28. Juni 2006 in Kraft.

Köln, den 28. Juni 2006

Johannes  M a u b a c h

Vorsitzender des Kassenausschusses

Jörg  B o i s

Schriftführer

Die vorstehende Fünfte Änderung der Satzung der 
Rheinischen Zusatzversorgungskasse für Gemeinden und 
Gemeindeverbände hat das Innenministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen mit Datum vom 7. Septem-
ber 2006 – 31-45.02/04.01-3-3649/06(1) – angenommen. 
Sie wird nach § 21 des Gesetzes über die kommunalen 
Versorgungskassen und Zusatzversorgungskassen im 
Lande Nordrhein-Westfalen – VKZVKG – bekannt ge-
macht.

Köln, den 7. November 2006

Rheinische Zusatzversorgungskasse
für Gemeinden und Gemeindeverbände

Der Leiter der Kasse

Udo  M o l s b e r g e r

Anhang
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Allgemeine Versicherungsbedingungen 
(AVB)

für die freiwillige Versicherung über die 
RZVK-Zusatzrente 

nach Maßgabe der Satzung der Rheini-
schen Zusatzversorgungskasse 

A. Das Versicherungsverhältnis 
1. Wer kann eine freiwillige Versicherung abschließen? 

Versicherungsnehmer können sein : 

Jede/r Beschäftigte (Arbeitnehmer/in und Auszubilden-
de/er) eines Arbeitgebers, der Mitglied bei der RZVK ist,
einschließlich Arbeitnehmer/innen und Auszubildende in 
Erziehungsurlaub, Wehr- und Zivildienstleistende sowie 
sonstige Beschäftigte mit ruhendem Arbeitsverhältnis. 

Jedes Mitglied der RZVK für seine Beschäftigten.

2.  Wie kommt der Versicherungsvertrag zustande? 

Mit Zugang des Versicherungsscheins auf Grund eines 
schriftlichen Antrages.
Abweichungen vom Antrag, die im Versicherungsschein 
besonders gekennzeichnet sind, gelten als genehmigt, 
wenn der Versicherungsnehmer nicht schriftlich innerhalb 
eines Monats nach Empfang des Versicherungsscheins wi-
derspricht. 

3.  Welche Formerfordernisse gelten? 

Alle Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Schriftform.  

Bei Vertragsänderungen erhält der Versicherungsnehmer 
einen Nachtrag zum Versicherungsschein. Dies gilt nicht im 
Falle bloßer Beitragsänderungen. 

4. Welche Leistungen können vereinbart werden?  

Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrente 

 Alters- und Erwerbsminderungsrente

 Alters- und Hinterbliebenenrente 

 Altersrente

Auf Leistungen bei Erwerbsminderung  und Hinterbliebe-
nenleistungen kann bei Begründung der Versicherung oder 
zu einem späteren Zeitpunkt mit Wirkung zum nächsten 
01.01. verzichtet werden. Wird auf die Mitversicherung von 
Hinterbliebenenrente verzichtet, werden die für diese Bei-
träge ermittelten Versorgungspunkte für männliche Versi-
cherte um 20 v.H. und für weibliche Versicherte um 5 v.H. 
erhöht. Soweit das Erwerbsminderungsrisiko ausgeschlos-
sen wurde, erhöhen sich die Versorgungspunkte für diese 
Beiträge bis zum Alter 45 um 20 v.H.; der Erhöhungssatz 
vermindert sich für jedes weitere Jahr um jeweils einen 
Prozentpunkt. Diese Risiken können nach erfolgtem Ver-
zicht zum nächsten Jahresbeginn wieder mitversichert wer-
den.

5.  Wann beginnt die Versicherung? 

Die Versicherung beginnt mit dem Ersten des Monats, den 
der Versicherungsnehmer im Antrag bestimmt hat. Frü-
hestmöglicher Beginn ist der Erste des Monats der An-
tragsstellung.

6. Wann wird die Versicherung kostenlos beitragsfrei 
geführt? 

Auf schriftliche Erklärung des Versicherungsnehmers 
mit Ablauf des Monats, für den der letzte Beitrag entrichtet 
worden ist. 

Bei Rückstand von mehr als einem Beitrag.

Mit Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, 
wenn nicht die Fortsetzung der freiwilligen Versicherung in-
nerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten beantragt 
wird.

7. Wann endet die Versicherung? 

Durch schriftliche Kündigung des Versicherungsneh-
mers zum Endes des Beschäftigungsverhältnisses oder mit 
einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervier-
teljahres.

Mit der Übertragung des Barwertes der bestehenden 
Rentenanwartschaft auf eine andere Einrichtung der 
betrieblichen Altersversorgung.

Mit dem Versicherungsfall; bei einer Zeitrente wegen Er-
werbsminderung kann die freiwillige Versicherung durch 
schriftliche Erklärung der/des Versicherten fortgeführt wer-
den.

Mit dem Tod des/der Versicherten.

8. Folgen der  Kündigung 

Im Falle der Kündigung der freiwilligen Versicherung behält 
die/der Versicherte ihre/seine bis dahin erworbene Anwart-
schaft, wenn er nicht deren Abfindung beantragt. Im Rah-
men dieser  Abfindung erhält die/der Versicherte ihre/seine 
eingezahlten Beiträge  - abzüglich einer etwaigen staatli-
chen Förderung - ohne Zinsen zu 95 v.H. erstattet.   

Das Recht, bei einem Arbeitgeberwechsel im Rahmen der 
betrieblichen Altersversorgung stattdessen die Übertragung 
der Rentenanwartschaft zu verlangen (vgl. § 4 Betriebsren-
tengesetz), bleibt unberührt.

9.  Was ist der RZVK unverzüglich mitzuteilen? 

Jede Änderung der Anschrift (Wohnsitz oder dauernder 
Aufenthalt).

Jede Änderung, die zu einer nachträglichen Minderung 
oder zum nachträglichen Wegfall des Zulagenan-
spruchs nach dem Einkommenssteuergesetz führt,

 insbesondere 
 - der Wegfall des Bezuges des Kindergeldes, 
 - die Änderung der Zuordnung der Kinderzulage, 
 - der Abschluss von weiteren Altersvorsorgeverträgen, 
 - und die Aufgabe des inländischen Wohnsitzes. 

10. Versicherungsnachweis 

Der/die Versicherte erhält jeweils nach Ablauf des Kalen-
derjahres einen Nachweis über seine/ihre  im Vorjahr ins-
gesamt erworbene Anwartschaft auf Altersrente. 

11.  Ausschlussfristen  
Der/die Versicherte kann nur innerhalb einer Ausschluss-
frist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises
schriftlich unmittelbar gegenüber der RZVK beanstanden, 
dass die Beiträge nicht oder nicht vollständig in dem Nach-
weis enthalten sind. Er/sie kann ferner innerhalb der glei-
chen Frist und Form Beanstandungen in Bezug auf die 
ausgewiesenen Bonuspunkte vorbringen. 
Beanstandungen hinsichtlich der Abführung der Beiträge 
durch den Arbeitgeber sind unmittelbar gegenüber diesem 
innerhalb der gleichen Frist geltend zu machen. 

B. Der Versicherungsbeitrag
1.  Wie hoch ist der Versicherungsbeitrag? 

Die Höhe des Monatsbeitrags wird vom Versicherungsneh-
mer erstmals im Antrag festgelegt. Anpassungen können 
durch entsprechende Änderungen der dem Arbeitgeber 
vom Versicherungsnehmer zum Zwecke der Beitragsabfüh-
rung erteilten Ermächtigung vorgenommen werden. 

Im Falle einer fortgesetzten freiwilligen Versicherung bei 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses kann der Ver-
sicherungsnehmer jederzeit die Anpassung des per Last-
schrift in gleichbleibender Höhe zu entrichtenden Monats-
beitrags beantragen. 

2.  Wann beginnt die Beitragszahlung? 

Erstmalig ist der Beitrag für den Monat des Versicherungs-
beginns zu zahlen. 

Anhang
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3.  Wann ist der Monatsbeitrag fällig? 

 Der Monatsbeitrag ist zum 15. des Monats fällig. 

4. Wie werden Sonderbeiträge behandelt? 

 Der Sonderbeitrag in Höhe der ab Jahres- bis Versiche-
rungsbeginn fiktiv fehlenden Monatsbeiträge wird mit Versi-
cherungsbeginn fällig. 

Im übrigen wird ein Sonderbeitrag zur Gleichstellung 
mit der monatlichen Zahlungsweise so behandelt, als 
wäre er zum 30.06. d.J. fällig.  

5.  Welche Folgen hat eine verspätete Zahlung?  

Beiträge, die für das Beitragsjahr zu entrichten sind, 
aber erst im Folgejahr bei der RZVK eingehen, sind im 
Beitragsjahr selbst nicht förderfähig. 

6. Wie ist der Zahlungsweg? 

Der Arbeitgeber hat den Beitrag seiner/seines Beschäf-
tigten entsprechend deren/dessen schriftlicher Ermäch-
tigung zum Fälligkeitszeitpunkt aus deren/dessen Net-
toarbeitsentgelt an die RZVK abzuführen. 

Zur Abwendung eines Verlustes der staatlichen Förde-
rung für das laufende Jahr, die den Zufluss der Beiträge 
bei der RZVK bis zum Jahresende voraussetzt, sind 
der/dem Beschäftigten Einzelüberweisungen gestattet. 
Entsprechendes gilt bei Krankengeldbezug bis zur 
Wiederaufnahme der Entgeltzahlung durch den Arbeit-
geber.

Im Falle der Fortsetzung der freiwilligen Versicherung
bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ist die 
RZVK zum Beitragseinzug per Lastschrift ermächtigt.

7.  Wie verwendet die RZVK Altersvorsorgezulagen? 

Altersvorsorgezulagen werden zum Zeitpunkt der Gutschrift 
wie Beiträge berücksichtigt.

C. Voraussetzungen für den Rentenbezug
1. Wie wird die RZVK-Zusatzrente beantragt? 

Die RZVK erbringt  Leistungen nur auf schriftlichen Antrag. 
Dem Antrag sind die von der RZVK geforderten Unter-
lagen beizufügen.

Ist der/die Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der 
RZVK gestellt zu haben, so kann der Antrag nur nachgeholt 
werden, wenn der/dem Verstorbenen ein Anspruch auf 
Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zugestanden und er den Antrag auf Gewährung 
dieser Rente gestellt hat. Das Recht, den Antrag nachzuho-
len, steht nur dem/der überlebenden Ehegatten/in sowie 
den Abkömmlingen zu.

2. Welche Voraussetzungen sind zu erfüllen? 

Die Altersrente kann unter Vorlage des Bescheids des 
Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung zum Ersten 
des Monats beansprucht werden, von dem an der Anspruch 
auf gesetzliche Rente wegen Alters besteht.  
Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nicht versichert waren, sind diese Regelungen so ent-
sprechend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung der Fall wäre. 

Die Erwerbsminderungsrente setzt Erwerbsminderung im 
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung voraus. Der 
Nachweis hat durch Vorlage des Rentenbescheides zu er-
folgen.

Besteht keine Versicherung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, ist das Gutachten eines durch die RZVK zu be-
stimmenden Facharztes erforderlich. Die Kosten der Begut-
achtung trägt der/die Versicherte. Als Tag des Eintritts des 
Versicherungsfalls gilt der im fachärztlichen Gutachten für 
den Eintritt der Erwerbsminderung angegebene Tag. Ist 
dort kein bestimmter Tag angegeben, gilt der Tag der ab-
schließenden ärztlichen Untersuchung. 

Die Hinterbliebenenrente setzt bei der Witwen-
/Witwerrente voraus, dass der/die hinterbliebene Ehegatte/-
gattin mit dem/der verstorbenen Versicherten oder Renten-
berechtigten zum Zeitpunkt des Todes in gültiger Ehe ver-
heiratet war und ein Anspruch auf Witwen-/Witwerrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung besteht oder beste-
hen würde, unabhängig davon, ob ein Rentensplitting unter 
Ehegatten durchgeführt worden ist.  
Bei Beschäftigten, die in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nicht versichert waren, sind diese Regelungen so ent-
sprechend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung der Fall wäre. 

Ein Anspruch auf Waisenrente besteht dann, wenn die 
Waisen einen entsprechenden Rentenanspruch aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung haben oder hätten, wenn 
der/die Verstorbene dort versichert gewesen wäre. 

Der Anspruch ist im Falle eines Rentenanspruchs aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung durch Bescheid des Trä-
gers der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuweisen. 

3. Wie lange können Sie Ansprüche geltend machen? 
Zur Vermeidung einer Verjährung von Ansprüchen aus Ih-
rer freiwilligen Versicherung können Sie diese innerhalb 
von fünf Jahren schriftlich geltend machen; dies betrifft 
auch Beanstandungen, die Kapitalauszahlung, die laufende 
monatliche Rente, eine Rentennachzahlung, eine Abfin-
dung, eine Beitragserstattung oder eine Rückzahlung sei 
nicht oder nicht in der geschuldeten Höhe gezahlt worden. 
Die Frist beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem Ihr An-
spruch entstanden ist. Sie ist gehemmt, solange Sie auf Ih-
re Beanstandung noch keine Entscheidung der RZVK er-
halten haben. Bei Ablehnung Ihres Anspruchs ist die RZVK 
von jeder Zahlungsverpflichtung frei, wenn Sie nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach Zugang der Ab-
lehnung Klage erheben. Auf diese Rechtsfolge werden Sie 
bei einer Ablehnung hingewiesen. 

4.  Wie wird über den Antrag auf RZVK-Zusatzrente ent-
schieden? 
Die Entscheidung über den Antrag erfolgt schriftlich. Höhe, 
Art der Berechnung und Beginn der Leistung werden ange-
geben. Die Ablehnung oder Einstellung einer Rentenlei-
stung wird begründet. Stellt sich nachträglich heraus, dass 
die Entscheidung auf unrichtigen Voraussetzungen beruht, 
kann die RZVK die unrichtige Entscheidung aufheben und 
eine neue Entscheidung treffen. 

D. Die Rentenleistung
1. Wann beginnt die Rentenleistung?

Die Altersrente beginnt mit dem Beginn der Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder zu dem Tag, der bei 
unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung als Rentenbeginn festzusetzen wäre.  
Die Erwerbsminderungsrente beginnt zu dem im Be-
scheid der gesetzlichen Rentenversicherung als Rentenbe-
ginn festgesetzten Tag oder zu dem Tag, der bei unterstell-
ter Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
als Rentenbeginn festzusetzen wäre.  

Die Hinterbliebenenrente beginnt in dem Zeitpunkt, von 
dem an eine Hinterbliebenenrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beginnt bzw. beginnen würde, wenn 
der/die Verstorbene dort versichert gewesen wäre.  

2. Welche Folgen hat eine vorzeitige Inanspruchnahme? 

Bei der Alters-, der Erwerbsminderungs- und der Hinterblie-
benenrente reduziert sich die Leistung für jeden Monat, für 
den der Zugangsfaktor nach § 77 SGB VI herabgesetzt ist 
bzw. wäre (für nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
Versicherte), um 0,3 v.H. höchstens jedoch um 10,8 v.H.. 

3. Wie bestimmt sich die Höhe der RZVK-Zusatzrente?

Die Rentenhöhe bestimmt sich nach der Anzahl von 
Versorgungspunkten, die durch Beitragsleistung und Al-
tersvorsorgezulagen Jahr für Jahr bis zum Rentenbeginn 
erworben werden. Hinzu kommen gegebenenfalls Bo-
nuspunkte aus einer Überschussbeteiligung. Jeder Ver-
sorgungspunkt/Bonuspunkt hat einen Wert von 4 € (Mess-
betrag).
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Die Anzahl der Versorgungspunkte richtet sich nach dem 
Verhältnis zwischen dem für das Kalenderjahr insgesamt 
gezahlten Beitrag und einem Regelbeitrag von 480 € jähr-
lich. Das Ergebnis hieraus wird mit dem Altersfaktor aus der 
unten stehenden Alterstabelle multipliziert. Dabei gilt als 
maßgebliches Alter die Differenz zwischen dem jeweiligen 
Kalenderjahr und dem Geburtsjahr. 

Alterstabelle 

Alter Alters- 
Faktor 

Alter Alters 
faktor 

Alter Alters 
faktor 

17 3,1 33 1,9 49 1,2 
18 3,0 34 1,8 50 1,1 
19 2,9 35 1,7 51 1,1 
20 2,8 36 1,7 52 1,1 
21 2,7 37 1,6 53 1,0 
22 2,6 38 1,6 54 1,0 
23 2,5 39 1,6 55 1,0 
24 2,4 40 1,5 56 1,0 
25 2,4 41 1,5 57 0,9 
26 2,3 42 1,4 58 0,9 
27 2,2 43 1,4 59 0,9 
28 2,2 44 1,3 60 0,9 
29 2,1 45 1,3 61 0,9 
30 2,0 46 1,3 62 0,8 
31 2,0 47 1,2 63 0,8 
32 1,9 48 1,2 64 u.ä. 0,8 

Bei Ausschluss des Hinterbliebenenrisikos werden die 
Versorgungspunkte aus Beiträgen um 20 v.H. (bei männli-
chen Versicherten) bzw. 5 v.H. (bei weiblichen Versicher-
ten) erhöht. 

Bei Ausschluss des Erwerbsminderungsrisikos erfolgt 
eine Erhöhung der Versorgungspunkte aus den bis zum Al-
ter 45 erworbenen Versorgungspunkten um 20 v.H.. Der 
Erhöhungssatz vermindert sich jeweils um 1 v.H. für jedes 
weitere Jahr.  

Im Fall der vorzeitigen Inanspruchnahme der Alters-, Er-
werbsminderungs- und Hinterbliebenenrente gilt das oben 
unter D. 2. Gesagte. 

Bonuspunkte beteiligen die/den Versicherte/n an den 
Überschüssen aus der freiwilligen Versicherung. Ob und in 
welchem Ausmaß Bonuspunkte verteilt werden, entscheidet 
jährlich der Kassenausschuss der RZVK auf Vorschlag des 
Verantwortlichen Aktuars.

Hinterbliebenenrente wird auf Grundlage der tatsächlichen 
Rente der/des Verstorbenen bzw. derjenigen Rente ermit-
telt, die diese/r hätte beanspruchen können, wenn er/sie im 
Zeitpunkt des Todes wegen voller Erwerbsminderung aus-
geschieden wäre. 

Art (kleine/große Witwen/Witwerrente; Halbwaisen-
/Vollwaisenrente), Höhe (der nach Ablauf des Sterbeviertel-
jahres maßgebende Rentenartfaktor nach § 67 Nrn. 5 und 6 
und § 255 Abs. 1 SGB VI) und Dauer des Anspruchs auf 
Hinterbliebenenrente richten sich - soweit in diesen Bedin-
gungen nichts anderes geregelt ist - nach den entspre-
chenden Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung.

Die Hinterbliebenenrente wird anteilig gekürzt, wenn sie zu-
sammen die für die Berechnung der Hinterbliebenenrente 
maßgebende Rente des Verstorbenen übersteigen. 

Die Rente wegen voller Erwerbsminderung wird so be-
rechnet, als ob zum tatsächlichen Rentenbeginn Altersrente 
gezahlt würde. Die Rente wegen teilweiser Erwerbsminde-
rung beträgt die Hälfte der Rente, die sich bei voller Er-
werbsminderung ergeben würde. 

4. Wann erfolgt eine Neuberechnung der RZVK-
Zusatzrente?

Eine Neuberechnung der Rente erfolgt, wenn bei der/dem 
Berechtigten ein neuer Versicherungsfall eintritt und seit der 
vorhergehenden Rentenfestsetzung weitere Beiträge ge-
leistet wurden. 

Wird aus einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung oder wegen Al-
ters, wird die bisher zur Hälfte gezahlte Rente voll gezahlt.  

Wird aus einer Rente wegen voller Erwerbsminderung eine 
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, so wird die bis-
her gezahlte Rente zur Hälfte gezahlt.  
Die Rente wird auch dann neu berechnet, wenn eine kleine 
Witwen/Witwerrente in eine große Witwen/Witwerrente um-
zuwandeln ist oder umgekehrt, weil sich die Voraussetzun-
gen für den Rentenbezug geändert haben. Entsprechendes 
gilt bei Umwandlung einer Halbwaisenrente in eine Vollwai-
senrente.

5. Inwieweit ist die Höhe der RZVK-Zusatzrente garan-
tiert?

Bei der Berechnung der Versorgungspunkte geht die 
RZVK zunächst von einer Verzinsung in Höhe von 
3,25% p.a. aus. Im Vorgriff auf erwartete höhere Zinser-
träge ist darüber hinaus für die Rentenlaufzeit ein um 
2,0% p.a. höherer Zins einkalkuliert. Auf diese vorweg-
genommenen höheren Zinserträge entfällt ein Anteil 
von 25% der nach der Alterstabelle ermittelten Leistun-
gen. Dieser Anteil der Leistungen kann von der RZVK 
nicht garantiert werden. 
Die Anwartschaften und Ansprüche können daher um 
bis zu 25% ihres ursprünglichen Betrages herabgesetzt 
werden, wenn sich bei der freiwilligen Versicherung ein 
Fehlbetrag ergibt, der durch die Inanspruchnahme der 
Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leis-
tungsverbesserungen nicht gedeckt werden kann.

6.  Wie wird die RZVK-Zusatzrente angepasst?  

Die Anpassung der laufenden Rente erfolgt jährlich 
zum 1. Juli durch Erhöhung des Rentenbetrages um 
1v.H.. 

7.  Wie wird die RZVK-Zusatzrente ausgezahlt? 
Grundsätzlich monatlich im Voraus auf ein Girokonto des 
Berechtigten innerhalb eines Mitgliedsstaates der Europäi-
schen Union. 

Ein Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt außerhalb der Eu-
ropäischen Union berechtigt die RZVK, Rentenzahlungen 
von der Benennung eines/einer inländischen Empfangsbe-
vollmächtigten oder eines auf den Namen der/des Renten-
berechtigten lautenden inländischen Kontos abhängig zu 
machen sowie Leistungen für das laufende Kalenderjahr in 
einem Betrag im Dezember auszuzahlen. 

Die Kosten der Überweisung, mit Ausnahme der Kosten für 
die Gutschrift, trägt die RZVK. Für Überweisungen auf ein 
Konto außerhalb Deutschlands gilt dies nur, wenn die/der 
Rentenberechtigte der RZVK ihre/seine internationale Kon-
tonummer (International Bank Account Number – IBAN) 
sowie die internationale Bankleitzahl des kontoführenden 
Geldinstituts (Bank Identifer Code – BIC) mitgeteilt hat. 

Verstirbt ein/e Rentenberechtigte/r, der/die den Lei-
stungsantrag gestellt hat, vor der Auszahlung, können 
der/die überlebende Ehegatte/-gattin oder die Abkömm-
linge innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren ab 
dem Todestag die Auszahlung verlangen, sofern sie den 
Tod der/des Rentenberechtigten nicht vorsätzlich herbei-
geführt haben. Die Zahlung an eine/n Hinterbliebene/n 
bringt den Anspruch der anderen zum Erlöschen. 

8.  Wann ruht oder erlischt die RZVK-Zusatzrente?

Die Rente ruht, wenn der Nachweis der Erwerbsminderung 
durch ein fachärztliches Gutachten zu erbringen ist, solan-
ge sich der Rentenberechtigte trotz Verlangens der RZVK 
nicht innerhalb einer von ihr gesetzten Frist fachärztlich un-
tersuchen lässt oder das Ergebnis der Untersuchung nicht 
vorlegt.

Der Rentenanspruch erlischt mit Ablauf des Monats,  

 - in dem der/die Rentenberechtigte verstorben ist; 

- für den letztmals eine Rente nach § 43 bzw. § 240 SGB 
VI gezahlt worden ist oder bei unterstellter Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt worden 
wäre;  

- der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die  
Zusatzversorgungseinrichtung, zu der die Versicherung 
übergeleitet worden ist, zur Zahlung der Rente verpflichtet 
ist.
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Der Anspruch auf Erwerbsminderungsrente erlischt bei ei-
nem/einer Rentenberechtigten, der/die nicht in der gesetzli-
chen Rentenversicherung versichert ist, darüber hinaus 
auch mit Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in 
dem ihm/ihr die Entscheidung der RZVK über das Erlö-
schen des Anspruchs wegen Wegfalls der Erwerbsminde-
rung zugegangen ist. 

E. Die „Rentenphase“ 
1.  Was müssen Sie als Rentner/in mitteilen? 

Jede Verlegung des Wohnsitzes oder des dauernden Auf-
enthalts und jede Änderung von Verhältnissen, die den 
Rentenanspruch dem Grunde oder der Höhe nach berüh-
ren, ist unverzüglich schriftlich mitzuteilen, insbesondere 

- die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung,

- die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, 

- bei Erwerbsminderungsrenten aus eigener Versicherung: 
der Wegfall der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsmin-
derung und die Änderung einer vollen in eine teilweise 
Erwerbsminderung und umgekehrt, 

- bei Waisenrenten: das Ende der Schul- oder Berufsaus-
bildung oder eines freiwilligen sozialen Jahres oder der 
Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 18. Le-
bensjahr vollendet ist. 

Innerhalb einer von der RZVK gesetzten Frist müssen auf 
Anforderung Auskünfte erteilt und die erforderlichen Nach-
weise sowie Lebensbescheinigungen vorgelegt werden. 

Kommen Sie Ihren Mitteilungs-, Auskunfts- oder Nachweis-
pflichten nicht nach, kann die RZVK die Rente zurückbehal-
ten.

2.  Unter welchen Voraussetzungen sind Ersatzansprüche 
abzutreten? 

Steht dem/der Rentenberechtigten aus dem Ereignis, das 
die RZVK zur Gewährung oder Erhöhung von Leistungen 
verpflichtet, ein Schadenersatzanspruch gegen einen Drit-
ten zu, ist dieser bis zur Höhe des Bruttobetrages der Ren-
te an die RZVK abzutreten. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil der anspruchsberechtigten Personen geltend ge-
macht werden. Verweigern die anspruchsberechtigten Per-
sonen die Abtretung oder die Beibringung der erforderli-
chen Unterlagen, so ist die RZVK zu einer Leistung nicht 
verpflichtet.

3.  Kann die RZVK-Zusatzrente abgetreten oder verpfändet 
werden? 

Ansprüche auf Rentenleistungen können nicht abgetreten, 
verpfändet oder beliehen werden. 

4.   Wann kann die RZVK Rentenleistungen zurückfordern? 
Ohne Rechtsgrund gezahlte Renten sind in Höhe ihrer Brut-
tobeträge zurückzuzahlen. 

5.  Kann die Rente abgefunden werden?

Eine Rente kann von der RZVK abgefunden werden, wenn 
der Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden 
laufenden Leistung bei Erreichen der vorgesehenen Alters-
grenze 1 v.H. der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen würde; 
dies gilt entsprechend für die Abfindung einer laufenden 
Leistung.

Der Abfindungsbetrag entspricht dem für die Versicherung 
gebildeten Kapital. Bereits gezahlte Leistungen werden auf 
den Abfindungsbetrag angerechnet. Ist ein Versorgungs-
ausgleich durchgeführt worden, berechnet sich der Abfin-
dungsbetrag aus dem entsprechend gekürzten oder später 
zu kürzenden Barwert nach Satz 3. 

6.   Ist eine Kapitalauszahlung möglich? 

Auf Antrag bei Beginn der Auszahlungsphase werden bis 
zu 30v.H. des zu diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehen-

den Kapitals als Einmalbetrag ausbezahlt. Die laufende 
Rentenleistung wird entsprechend gekürzt.  
Eine vollständige Auszahlung des zu Beginn der Auszah-
lungsphase zur Verfügung stehenden Kapitals ist nur mög-
lich, wenn der Antrag hierzu frühestens ein Jahr, spätes-
tens aber sechs Monate vor Beginn der Auszahlungsphase 
bei der Kasse eingeht. Eine laufende Rentenleistung wird 
dann nicht mehr gewährt.  

F. Welche Änderungen sind möglich? 
Die Leistungen nach diesem Vertrag können zur Berück-
sichtigung aufsichtsrechtlicher Anforderungen sowie auf 
Vorschlag des verantwortlichen Aktuars aus versicherungs-
technischen Gründen mit Wirkung für die Zukunft geändert 
werden. Soweit die Versicherungsbedingungen die Pflich-
ten der Versicherten, die Versicherungsnachweise, das 
Verfahren der Rentenfestsetzung, die Zahlungsweise und 
die Ausschlussfristen betreffen, können sie geändert wer-
den, sobald die entsprechenden Satzungsvorschriften zur 
Anpassung an eine geänderte Rechtslage oder zur Wah-
rung der Belange der Versicherten aufsichtsrechtlich ge-
nehmigt worden sind. 

G. Wer ist für Beschwerden und Klagen 
zuständig? 
Beschwerden können gerichtet werden an die zuständige 
Aufsichtsbehörde: Innenministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen, 40190 Düsseldorf. 

Bei Klagen der/des Versicherten und des Versiche-
 rungsnehmers ist der Gerichtsstand Köln. 

Bei Klagen der RZVK gilt der Gerichtsstand für den Wohn- 
oder Geschäftssitz des/der Versicherten bzw. des Versiche-
rungsnehmers (§§ 12, 13, 17 ZPO).  

H. Welches Recht gilt? 
Es gilt deutsches Recht.

I. Was ist die Vertragssprache? 
Die Vertragssprache ist deutsch.  

J. Wie lautet die ladungsfähige Anschrift? 

Rheinische Zusatzversorgungskasse für 
Gemeinden und Gemeindeverbände, 
Sonderkasse der Rheinischen Versor-
gungskasse,  
vertreten durch den Direktor des Land-
schaftsverbandes Rheinland  
Mindener Str. 2 
50679 Köln 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen 
(AVB)

für die freiwillige Versicherung über die 
RZVK-Zusatzrente  

(Entgeltumwandlung)
nach Maßgabe der Satzung der Rheini-

schen Zusatzversorgungskasse 

A. Das Versicherungsverhältnis 
Die RZVK erbringt im Rahmen der betrieblichen Altersversor-
gung Versicherungsleistungen an die Beschäftigten ihrer Mit-
glieder. Diese AVB bilden bei der Entgeltumwandlung in Form 
der freiwilligen Versicherung die Grundlage des Versicherungs-
verhältnisses. 
Mit der Erteilung des Auftrages an die RZVK nimmt das Mitglied 
das Vertragsangebot der RZVK auf Abschluss eines Gruppen-
versicherungsvertrages an. Im Rahmen dieses Gruppenversi-
cherungsvertrages werden Einzelversicherungsverhältnisse zur 
Entgeltumwandlung zu Gunsten derjenigen Beschäftigten 
begründet, die gemäß § 1a Abs.1 BetrAVG verlangen, dass 
Teile ihrer künftigen Entgeltansprüche durch Entgeltumwand-
lung für ihre betriebliche Altersversorgung verwendet werden. 
Dieser Gruppenversicherungsvertrag kann zusammen mit der 
Mitgliedschaft gekündigt werden. Im Falle einer Kündigung des 
Gruppenversicherungsvertrages bestehen die bis zu seiner 
Beendigung begründeten Einzelversicherungsverhältnisse fort, 
soweit diese nicht gesondert abgemeldet werden (vgl. A.6).  
Als "Versicherung" wird nachstehend das Einzelversicherungs-
verhältnis bezeichnet.

1. Für wen kann eine freiwillige Versicherung begründet 
werden? 
Die freiwillige Versicherung kann bei der RZVK als Höher-
versicherung zur Pflichtversicherung RZVK-Betriebsrente 
von jedem Mitglied für seine Beschäftigten (einschließlich 
der Arbeitnehmern/innen und Auszubildenden in Elternzeit, 
der Wehr- und Zivildienstleistenden sowie sonstiger Be-
schäftigten mit ruhendem Arbeitsverhältnis) begründet wer-
den.
Versicherungsnehmer ist das Mitglied.
Versicherte/r ist die/der Beschäftigte.  
Rentenberechtigte/r ist die/der Versicherte und – soweit 
mitversichert – ihre/seine Hinterbliebenen. 
Hinterbliebene sind Witwen/Witwer und Waisen des/der 
Versicherten.

2.  Wie kommt das Versicherungsverhältnis zustande? 
Das Versicherungsverhältnis kommt mit Zugang der schrift-
lichen Anmeldung der/des Versicherten durch den Versi-
cherungsnehmer zustande. Die Anmeldung ist mit den von 
der RZVK zur Verfügung gestellten Formularen vorzuneh-
men.
Der Versicherungsnehmer erhält für jede/n Versicherte/n 
von der RZVK eine Versicherungsbestätigung, die die-
ser/diesem auszuhändigen ist. 
Abweichungen von der Anmeldung, die im Versicherungs-
schein rot gekennzeichnet sind, gelten als genehmigt, wenn 
der Versicherungsnehmer nicht schriftlich innerhalb eines 
Monats nach Empfang des Versicherungsscheins wider-
spricht.  

3.  Wie kann die Versicherung geändert werden? 
Vertragsänderungen müssen vom  Versicherungsnehmer 
schriftlich angezeigt werden, soweit diese Bedingungen 
nichts anderes vorsehen. Über jede Vertragsänderung er-
hält der Versicherungsnehmer (vgl. Ziff. 1.) einen Nachtrag 
zur Versicherungsscheinbestätigung (mit Ausnahme von 
Beitragsänderungen) zur Weiterleitung an die/den Versi-
cherte/n.

4. Welche Leistungen können vereinbart werden?  
Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrente 

 Alters- und Erwerbsminderungsrente
 Alters- und Hinterbliebenenrente 

 Altersrente
Die Mitversicherung von Leistungen bei  Erwerbsminderung 
oder von Hinterbliebenenleistungen kann bei Begründung 
der Versicherung oder zu einem späteren Zeitpunkt, frü-
hestens mit Wirkung zum nächsten, dem Eingang der An-
meldung folgenden Jahresbeginn ausgeschlossen werden. 
Diese Risiken können nach erfolgtem Verzicht frühestens 
zum nächsten Jahresbeginn nach Eingang der Anmeldung 
wieder mitversichert werden. 

5.  Wann beginnt die Versicherung? 
Die Versicherung beginnt mit dem Ersten des Monats, den 
der Versicherungsnehmer in seiner Anmeldung bestimmt 
hat. Frühestmöglicher Beginn ist der Erste des Monats, in 
dem die Anmeldung eingegangen ist. Zum Zeitpunkt des 
Versicherungsbeginns muss das Beschäftigungsverhältnis 
bestehen.

6. Wann wird die Versicherung kostenlos beitragsfrei 
geführt? 
Die Versicherung wird in folgenden Fällen beitragsfrei ge-
stellt:

 bei Rückstand von mehr als einem Beitrag; 
 auf schriftliche Erklärung des Versicherungsnehmers 

mit Ablauf des Monats, für den der letzte Beitrag ent-
richtet worden ist;  

 bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses. 

7.  Kann die Versicherung nach Ende des Beschäftigungs-
verhältnisses fortgeführt werden? 
Die/der Versicherte kann die Fortführung der freiwilligen 
Versicherung innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Mo-
naten nach Ende des Beschäftigungsverhältnisses bean-
tragen.

8. Wie kann die Versicherung gekündigt werden? 
Die freiwillige Versicherung kann von dem Versicherungs-
nehmer zum Ende des Beschäftigungsverhältnisses oder 
mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-
vierteljahres schriftlich abgemeldet werden.
Im Falle der Abmeldung in  der freiwilligen Versicherung be-
hält die/der Versicherte ihre/seine bis dahin erworbene An-
wartschaft, wenn sie/er nicht deren Abfindung beantragt. 
Im Rahmen dieser Abfindung erhält der Versicherte seine 
eingezahlten Beiträge ohne Zinsen zu 95 v.H. erstattet, wo-
bei die Auszahlung der Beiträge im Regelfall zu steuer- und 
sozialversicherungspflichtigem Einkommen führt.   

Das Recht, bei einem Arbeitgeberwechsel im Rahmen der 
betrieblichen Altersversorgung stattdessen die Übertragung 
der Rentenanwartschaft zu verlangen (vgl. § 4 Betriebsren-
tengesetz), bleibt unberührt.

9.  Wann endet die Versicherung? 
Die freiwillige Versicherung endet außer im Fall der Abmel-
dung,  wenn 
 - ein Anspruch auf Rente besteht, 
 - die/der Versicherte stirbt, 
 - der Barwert der bestehenden Anwartschaft – auf An-

trag der/des Versicherten – auf eine andere Einrich-
tung der betrieblichen Altersversorgung übertragen 
worden ist. 

Bei einer Zeitrente wegen Erwerbsminderung kann die frei-
willige Versicherung durch schriftliche Erklärung der/des 
Versicherten fortgeführt werden. 

10.  Was ist der RZVK unverzüglich mitzuteilen? 
Mitzuteilen ist unverzüglich das Ende des Beschäfti-
gungsverhältnisses sowie jede Änderung der Anschrift 
der/des
Versicherten (Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt) und im 
Falle der Nettoentgeltumwandlung jede Änderung, die zu 
einer Minderung oder zum Wegfall des  
Zulagenanspruchs nach dem Einkommensteuergesetz
führt, insbesondere: 
 - der Wegfall des Bezuges des Kindergeldes, 
 - die Änderung der Zuordnung der Kinderzulage, 

Die Auszahlung der Beiträge führt im Regelfall zu steuer-
pflichtigem Einkommen.
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 - der Abschluss von weiteren Altersvorsorgeverträgen 
 - und die Aufgabe des inländischen Wohnsitzes. 

Im Übrigen gelten die unter E 1. dargestellten Pflichten.

11. Versicherungsnachweis 
Die/der Versicherte erhält jeweils nach Ablauf des Kalen-
derjahres einen Nachweis über ihre/seine bis dahin insge-
samt erworbene Rentenanwartschaft. Die/der Versicherte 
kann innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten 
nach Zugang des Nachweises schriftlich unmittelbar ge-
genüber der RZVK beanstanden, dass die Beiträge nicht 
oder nicht vollständig in dem Nachweis enthalten sind. 
Sie/er kann ferner innerhalb der gleichen Frist und Form 
Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen Bonus-
punkte (vgl. D. 2) erheben. 
Beanstandungen hinsichtlich der über das Mitglied abge-
führten Beiträge sind unmittelbar gegenüber diesem inner-
halb der gleichen Frist geltend zu machen.  

B. Der Versicherungsbeitrag
1.  Wie hoch ist der Versicherungsbeitrag? 

Der Beitrag wird vom Versicherungsnehmer im Auftrag 
des/der Versicherten bei Abschluss der Versicherung frei 
bestimmt.

2.  Kann die Höhe der Beiträge verändert werden?
Beitragsänderungen und Einmalzahlungen können zuge-
lassen werden. Sie gelten als genehmigt, wenn die RZVK 
nicht innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Gutschrift 
des geänderten Beitrags bei der RZVK widerspricht. 
Die Anpassung von Beiträgen zur Ausnutzung der staatli-
chen Förderung obliegt dem Versicherungsnehmer im Auf-
trag der/des Versicherten. 

3.  Wann ist der Monatsbeitrag fällig? 
Erstmalig ist der Beitrag für den Monat des Versicherungs-
beginns zu zahlen. 
Der jeweilige Beitrag muss bis zum Tag der Fälligkeit des  
Gehaltsanspruchs der/des Versicherten bei der RZVK gut-
geschrieben sein. 
Der Sonderbeitrag in Höhe der ab Jahres- bis Versiche-
rungsbeginn fiktiv fehlenden Monatsbeiträge wird mit Versi-
cherungsbeginn fällig. 

4.  Welche Folgen hat eine verspätete Zahlung?  
Beiträge die für das Beitragsjahr zu entrichten sind, aber 
erst im Folgejahr bei der RZVK eingehen, sind im Beitrags-
jahr selbst nicht förderfähig. 

5. Wie ist der Zahlungsweg? 
Während der Beschäftigung werden die Beiträge vom Mit-
glied aus dem Arbeitsentgelt der/des Versicherten aufgrund 
ihrer/seiner Ermächtigung zum Fälligkeitszeitpunkt monat-
lich an die RZVK abgeführt.  
Die RZVK kann die Entgegennahme von Beiträgen zu-
rückweisen, wenn nicht die von ihr angegebenen Bu-
chungsschlüssel auf dem Überweisungsträger verwendet 
werden. 
Wenn die/der Versicherte kein Arbeitsentgelt von dem Mit-
glied bezieht, sind der/dem Versicherten bis zur Wiederauf-
nahme der Entgeltzahlung durch den Arbeitgeber Einzel-
überweisungen gestattet.  

C. Voraussetzungen für den Rentenbezug
1. Wie wird die RZVK-Zusatzrente beantragt? 

Die RZVK erbringt Leistungen nur auf schriftlichen Antrag. 
Dem Antrag sind die von der RZVK geforderten Unterlagen 
beizufügen.
Ist der/die Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der 
RZVK gestellt zu haben, so kann der Antrag nur nachgeholt 
werden, wenn der/dem Verstorbenen ein Anspruch auf 
Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zugestanden und er den Antrag auf Gewährung 
dieser Rente gestellt hat. Das Recht, den Antrag nachzu-
holen, steht nur dem/der überlebenden Ehegatten/in sowie 
den Abkömmlingen zu.

2. Welche Voraussetzungen sind für die einzelnen Ren-
tenarten zu erfüllen? 
Die Altersrente 

kann zum Ersten des Monats beansprucht werden, von 
dem an der Anspruch auf gesetzliche Rente wegen Alters 
als Vollrente besteht.
Die Erwerbsminderungsrente 
setzt Erwerbsminderung im Sinne der gesetzlichen Renten-
versicherung voraus. Der Anspruch besteht ab Rentenbe-
ginn in der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Die Hinterbliebenenrente 
setzt bei der Witwen-/Witwerrente voraus, dass der/die hin-
terbliebene Ehegatte/-gattin mit dem/der verstorbenen Ver-
sicherten oder Rentenberechtigten zum Zeitpunkt des To-
des in gültiger Ehe verheiratet war und ein Anspruch auf 
Witwen-/Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung besteht oder bestehen würde, unabhängig davon, ob 
Rentensplitting unter Ehegatten durchgeführt worden ist.  
Ein Anspruch auf Waisenrente besteht, wenn und solange 
die Waisen einen entsprechenden Rentenanspruch aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung haben. 
Versicherte, die in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht versichert sind, haben unter den vorstehenden Vor-
aussetzungen einen Rentenanspruch in der freiwilligen 
Versicherung ab dem Zeitpunkt, zu dem sie einen Renten-
anspruch in der gesetzlichen Rentenversicherung hätten, 
wenn sie dort versichert gewesen wären. 
Anstelle der Versicherungszeiten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung sind die Pflichtversicherungszeiten in der 
Zusatzversorgung und die mit Beiträgen belegten Zeiten ei-
ner freiwilligen Versicherung in der Zusatzversorgung, so-
fern diese außerhalb der Zeit einer Pflichtversicherung in 
der Zusatzversorgung liegen, zu berücksichtigen. 

 Weitere Anspruchsvoraussetzungen 
Der Anspruch für die jeweilige Rentenart ist durch Bescheid 
des jeweiligen Trägers der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nachzuweisen. 
Hat die/der Versicherte nur deshalb keinen Anspruch auf 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, weil sie/er 
die allgemeine Wartezeit (§ 50 SGB VI) dort nicht erfüllt o-
der die Hinzuverdienstgrenze (§ 34 SGB VI) überschritten 
hat, so hat sie/er Anspruch auf Rentenleistungen unter den 
gleichen Voraussetzung wie Versicherte, die nicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind.  
Für die Erwerbsminderungsrente haben Versicherte, die 
nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert 
sind, den erforderlichen Nachweis durch das Gutachten ei-
nes durch die RZVK zu bestimmenden Facharztes zu 
erbringen. Die Kosten der Begutachtung trägt die/der Versi-
cherte. Als Tag des Eintritts des Versicherungsfalls gilt der 
im fachärztlichen Gutachten für den Eintritt der Erwerbs-
minderung angegebene Tag. Ist dort kein bestimmter Tag 
angegeben, gilt der Tag der abschließenden ärztlichen Un-
tersuchung. Die Rente ruht, solange sich die/der Be-
rechtigte trotz Verlangens der RZVK nicht innerhalb einer 
von ihr gesetzten Frist fachärztlich untersuchen lässt oder 
das Ergebnis der Untersuchung nicht vorlegt. 

3.  Wie wird über den Antrag auf RZVK-Zusatzrente ent-
schieden? 
Die Entscheidung über den Antrag erfolgt schriftlich. Höhe, 
Art der Berechnung und Beginn der Leistung werden ange-
geben. Die Ablehnung oder Einstellung einer Rentenlei-
stung wird begründet. 
Stellt sich nachträglich heraus, dass die Entscheidung auf 
unrichtigen Voraussetzungen beruht, kann die RZVK die 
unrichtige Entscheidung aufheben und eine neue Entschei-
dung treffen. 

D. Die Rentenleistung
1. Wann beginnt die Rentenleistung?

Die Rente (Altersrente, Erwerbsminderungs- oder Hinter-
bliebenenrente) beginnt zum gleichen Zeitpunkt wie die 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder an 
dem Tag, der bei unterstellter Versicherung in der gesetzli-
chen Rentenversicherung als Rentenbeginn festzusetzen 
wäre.  

2. Wie bestimmt sich die Höhe der RZVK-Zusatzrente?
Die Rentenhöhe bestimmt sich nach der Anzahl von Zu-
satzversorgungspunkten, die bis zum Rentenbeginn mit 
Beiträgen erworben werden. Hinzu kommen gegebenen-
falls Zusatzbonuspunkte aus einer Überschussbeteiligung. 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 7. Dezember 2006564

Stand: 01.01.2005 
Die Anzahl der Zusatzversorgungspunkte richtet sich nach 
dem Verhältnis zwischen dem für das Kalenderjahr insg-
esamt gezahlten Beitrag und einem Regelbeitrag von 480 € 
jährlich. Das Ergebnis hieraus wird mit dem Altersfaktor aus 
der folgenden Alterstabelle multipliziert. 

Alterstabelle 

Alter Alters- 
faktor 

Alter Alters- 
faktor 

Alter Alters- 
faktor 

17 3,1 33 1,9 49 1,2 
18 3,0 34 1,8 50 1,1 
19 2,9 35 1,7 51 1,1 
20 2,8 36 1,7 52 1,1 
21 2,7 37 1,6 53 1,0 
22 2,6 38 1,6 54 1,0 
23 2,5 39 1,6 55 1,0 
24 2,4 40 1,5 56 1,0 
25 2,4 41 1,5 57 0,9 
26 2,3 42 1,4 58 0,9 
27 2,2 43 1,4 59 0,9 
28 2,2 44 1,3 60 0,9 
29 2,1 45 1,3 61 0,9 
30 2,0 46 1,3 62 0,8 
31 2,0 47 1,2 63 0,8 
32 1,9 48 1,2 64 u.ä. 0,8 

Dabei gilt als maßgebliches Alter die Differenz zwischen 
dem jeweiligen Kalenderjahr und dem Geburtsjahr. Zusatz-
versorgungspunkte aus Einmalzahlungen, die nach dem 
30. September eines Kalenderjahres gutgeschrieben wer-
den, werden um einen Abschlag vermindert, der vom Ver-
antwortlichen Aktuar festgelegt wird. 
Zusatzversorgungspunkte werden jeweils zum Ende des 
Kalenderjahres festgestellt und dem Versorgungskonto 
gutgeschrieben.
Wird auf die Mitversicherung von Hinterbliebenenleistungen 
verzichtet, werden die Zusatzversorgungspunkte für männ-
liche Versicherte um 20 v. H. und für weibliche Versicherte 
um 5 v. H. erhöht. Soweit das Erwerbsminderungsrisiko 
ausgeschlossen wurde, erhöhen sich die Zusatzversor-
gungspunkte bis zum Alter 45 um 20 v. H.; der Erhöhungs-
satz vermindert sich für jedes weitere Lebensjahr um je-
weils 1 v. H. 

Zusatzbonuspunkte 
An den Überschüssen aus dem Abrechnungsverband der 
RZVK-Zusatzversicherung werden die Versicherten durch 
Zusatzbonuspunkte beteiligt. Diese Überschüsse werden 
im Rahmen der satzungsrechtlich vorgeschriebenen versi-
cherungstechnischen Bilanz jährlich bis zum Jahresende 
für das vorangegangene Geschäftsjahr festgestellt und zu-
geteilt. Über die Zuteilung der Zusatzbonuspunkte ent-
scheidet der Kassenausschuss auf Vorschlag des Verant-
wortlichen Aktuars.  

3. Wie hoch ist die RZVK-Zusatzrente?
Die Höhe der monatlichen Altersrente ergibt sich durch 
Multiplikation der bis zum Rentenbeginn erworbenen Zu-
satzversorgungs- und Zusatzbonuspunkte mit dem Mess-
betrag von 4 €.  
Im Falle der vorzeitigen Inanspruchnahme reduziert sich die 
Leistung entsprechend den Abschlägen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für jeden Monat des Rentenbezugs vor 
Vollendung des 65. Lebensjahres um 0,3 v.H., höchstens 
jedoch um 10,8 v.H.
Die volle Erwerbsminderungsrente wird entsprechend der 
Altersrente berechnet, bei teilweiser Erwerbsminderung be-
trägt sie die Hälfte. Rententeile, denen Zusatzversorgungs-
punkte zugrunde liegen, für die eine Mitversicherung der 
Erwerbsminderung ausgeschlossen wurde, bleiben dabei 
unberücksichtigt. 
Die Erwerbsminderungsrente reduziert sich entsprechend 
den Abschlägen in der gesetzlichen Rentenversicherung für 
jeden Monat des Rentenbezugs vor Vollendung des 63. 
Lebensjahres um 0,3 v.H., höchstens jedoch um 10,8 v.H. 
Bemessungsgrundlage der Hinterbliebenenrente ist je-
weils die Altersrente, die die/der Verstorbene bezogen hat 
bzw. hätte beanspruchen können, wenn sie/er im Zeitpunkt 
des Todes wegen voller Erwerbsminderung ausgeschieden 
wäre. Rententeile, denen Zusatzversorgungspunkte 
zugrunde liegen, für die eine Mitversicherung von Hinter-
bliebenenrenten ausgeschlossen wurde, bleiben dabei un-
berücksichtigt. 

Art (kleine/große Witwen/Witwerrente; Halbwaisen-
/Vollwaisenrente), Höhe (der nach Ablauf des Sterbeviertel-
jahres maßgebende Rentenartfaktor nach § 67 Nrn. 5 und 6 
und § 255 Abs. 1 SGB VI) und Dauer des Anspruchs auf 
Hinterbliebenenrente richten sich - soweit in diesen Bedin-
gungen nichts anderes geregelt ist - nach den entspre-
chenden Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung.1 Die Hinterbliebenenrenten werden anteilig gekürzt, 
wenn sie zusammen die für die Berechnung der Hinterblie-
benenrente maßgebende Rente der/des Verstorbenen ü-
bersteigen. Bei Erlöschen einer gekürzten Hinterbliebenen-
rente erhöht sich jede verbleibende Hinterbliebenenrente 
vom Beginn des folgenden Monats an entsprechend; abge-
fundene Renten werden dabei jedoch weiter berücksichtigt.  

4. Wann wird die RZVK-Zusatzrente neu berechnet?
Die Rente wird neu berechnet, wenn bei der/dem Renten-
berechtigten ein neuer Versicherungsfall eintritt und seit 
den vorhergehenden Rentenbeginn weitere Beiträge ge-
leistet worden sind.
Wird aus einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung 
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung oder wegen Al-
ters, wird die bisher zur Hälfte gezahlte Rente voll gezahlt.  
Wird aus einer Rente wegen voller Erwerbsminderung eine 
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, so wird die bis-
her gezahlte Rente zur Hälfte gezahlt.  
Die Rente wird auch dann neu berechnet, wenn eine kleine 
Witwen/Witwerrente in eine große Witwen/Witwerrente um-
zuwandeln ist oder umgekehrt, weil sich die Voraussetzun-
gen für den Rentenbezug geändert haben. Entsprechendes 
gilt bei Umwandlung einer Halbwaisenrente in eine Vollwai-
senrente.

5. Wie wird die RZVK-Zusatzrente angepasst? 
Die laufende Rente wird jährlich zum 1. Juli durch Er-
höhung des Rentenbetrages um 1 v. H. angepasst.  

6. Inwieweit ist die Höhe der RZVK-Zusatzrente garan-
tiert?
Der Berechnung der Zusatzversorgungspunkte liegt bis 
zum Rentenfall eine Verzinsung von 3,25 v.H. jährlich 
zugrunde. Im Vorgriff auf erwartete höhere Zinserträge ist 
darüber hinaus für die Rentenlaufzeit ein um 2,0 v.H. jähr-
lich höherer Zins einkalkuliert. Auf diese vorweggenomme-
nen höheren Zinserträge entfällt ein Anteil von ca. 25 v.H. 
der nach der Alterstabelle ermittelten Leistungen. Dieser 
Anteil der Leistungen kann von der RZVK nicht garantiert 
werden. Die Anwartschaften und Ansprüche können daher 
um bis zu 25 v.H. ihres ursprünglichen Betrages herabge-
setzt werden, wenn sich beim Abrechnungsverband der 
RZVK-Zusatzversicherung ein Fehlbetrag ergibt.  

7.  Wann und wie wird die RZVK-Zusatzrente ausgezahlt? 
Die Rente wird grundsätzlich monatlich im Voraus auf ein 
Girokonto der/des Rentenberechtigten innerhalb eines Mit-
gliedsstaates der Europäischen Union gezahlt. 
Ein Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt außerhalb der Eu-
ropäischen Union berechtigt die RZVK, 
- Rentenzahlungen von der Benennung eines/einer in-

ländischen Empfangsbevollmächtigten oder eines auf 
den Namen der/des Rentenberechtigten lautenden in-
ländischen Kontos abhängig zu machen; 

 Leistungen für das laufende Kalenderjahr in einem Be-
trag im Dezember auszuzahlen. 

Die Kosten der Überweisung, mit Ausnahme der Kosten für 
die Gutschrift, trägt die RZVK.  
Für Überweisungen auf ein Konto außerhalb Deutschlands 
gilt dies nur, wenn  die/der Rentenberechtigte der RZVK ih-
re/seine internationale Kontonummer(International Bank 
Account Number – IBAN) sowie die internationale Bankleit-
zahl des kontoführenden Geldinstituts (Bank Identifer Code 
– BIC) mitgeteilt hat. 
Verstirbt eine/ein Versicherte/r, die/der den Leistungsantrag 
gestellt hat, vor der Auszahlung, können der/die über-
lebende Ehegatte/-gattin oder die Abkömmlinge innerhalb 
einer Ausschlussfrist von zwei Jahren ab dem Todestag die 
Auszahlung verlangen, sofern sie den Tod der/des Renten-
berechtigten nicht vorsätzlich herbeigeführt haben. Die Zah-
lung an eine/n Hinterbliebene/n bringt den Anspruch der 
anderen zum Erlöschen. 

8.  Wann erlischt die RZVK-Zusatzrente?
Der Rentenanspruch erlischt mit Ablauf des Monats,  

- in dem der/die Rentenberechtigte verstorben ist, 
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- für den letztmals eine Erwerbsminderungsrente, Wit-

wen-/Witwerrente oder Waisenrente nach den Rege-
lungen der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt 
worden ist oder bei unterstellter Versicherung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung gezahlt worden wäre, 

- der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die  
Zusatzversorgungseinrichtung, zu der die Versicherung 
übergeleitet worden ist, zur Zahlung der Rente ver-
pflichtet ist, 

- der auf den Monat folgt, in dem der/dem Rentenbe-
rechtigten, die/der nicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert ist oder die Voraussetzungen für 
den Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung wegen Nichterfüllung der Wartezeit oder 
Überschreiten der Hinzuverdienstgrenze nicht erfüllt 
hat, die Entscheidung der RZVK über das Erlöschen 
des Anspruchs wegen Wegfalls der Erwerbsminderung 
zugegangen ist. 

9. Kann die Rente abgefunden werden? 
Eine Rente kann von der RZVK abgefunden werden, wenn 
der Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden 
laufenden Leistung bei Erreichen der vorgesehenen Alters-
grenze 1 v.H. der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen würde; 
dies gilt entsprechend für die Abfindung einer laufenden 
Leistung.
Der Abfindungsbetrag entspricht dem für die Versicherung 
gebildeten Kapital. Bereits gezahlte Leistungen werden auf 
den Abfindungsbetrag angerechnet. Ist ein Versorgungs-
ausgleich durchgeführt worden, berechnet sich der Abfin-
dungsbetrag aus dem entsprechend gekürzten oder später 
zu kürzenden Barwert nach Satz 3. 

10. Ist eine Kapitalauszahlung möglich? 
Auf Antrag bei Beginn der Auszahlungsphase werden bis 
zu 30v.H. des zu diesem Zeitpunkt zur Verfügung stehen-
den Kapitals als Einmalbetrag ausbezahlt. Die laufende 
Rentenleistung wird entsprechend gekürzt.  
Eine vollständige Auszahlung des zu Beginn der Auszah-
lungsphase zur Verfügung stehenden Kapitals ist nur mög-
lich, wenn der Antrag hierzu frühestens ein Jahr, spätes-
tens aber sechs Monate vor Beginn der Auszahlungsphase 
bei der Kasse eingeht. Eine laufende Rentenleistung wird 
dann nicht mehr gewährt.  

11. Kann die RZVK-Zusatzrente abgetreten oder verpfändet 
werden? 
Ansprüche auf Rentenleistungen können nicht abgetreten, 
verpfändet oder beliehen werden 

12. Wie lange können Sie Ansprüche geltend machen? 
Zur Vermeidung einer Verjährung von Ansprüchen aus Ih-
rer freiwilligen Versicherung können Sie diese innerhalb 
von fünf Jahren schriftlich geltend machen; dies betrifft 
auch Beanstandungen, die Kapitalauszahlung, die laufende 
monatliche Rente, eine Rentennachzahlung, eine Abfin-
dung, eine Beitragserstattung oder eine Rückzahlung sei 
nicht oder nicht in der geschuldeten Höhe gezahlt worden. 
Die Frist beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem Ihr An-
spruch entstanden ist. Sie ist gehemmt, solange Sie auf Ih-
re Beanstandung noch keine Entscheidung der RZVK er-
halten haben. Bei Ablehnung Ihres Anspruchs ist die RZVK 
von jeder Zahlungsverpflichtung frei, wenn Sie nicht inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nach Zugang der Ab-
lehnung Klage erheben. Auf diese Rechtsfolge werden Sie 
bei einer Ablehnung hingewiesen. 

E. Was ist von der/dem Rentenberechtig-
ten sonst noch zu beachten?

1.  Was müssen Sie als Rentner/in der RZVK mitteilen? 
Jede Verlegung des Wohnsitzes oder des dauernden Auf-
enthalts und jede Änderung von Verhältnissen, die den 
Rentenanspruch dem Grunde oder der Höhe nach berüh-
ren, ist unverzüglich schriftlich mitzuteilen, insbesondere 
- die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Renten-

versicherung,
- die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung, 
- bei Erwerbsminderungsrenten aus eigener Versicherung: 

der Wegfall der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsmin-

derung und die Änderung einer vollen in eine teilweise 
Erwerbsminderung und umgekehrt, 

- bei Waisenrenten: das Ende der Schul- oder Berufsaus-
bildung oder eines freiwilligen sozialen Jahres oder der 
Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 18. Le-
bensjahr vollendet ist. 

Innerhalb einer von der RZVK gesetzten Frist müssen auf 
Anforderung Auskünfte erteilt und die erforderlichen Nach-
weise sowie Lebensbescheinigungen vorgelegt werden. 

2.  Unter welchen Voraussetzungen sind (Ersatz-)Ansprü-
che abzutreten? 
Steht dem/der Rentenberechtigten aus dem Ereignis, das 
die RZVK zur Gewährung oder Erhöhung von Leistungen 
verpflichtet, ein Schadensersatzanspruch gegen einen Drit-
ten zu, ist dieser bis zur Höhe des Bruttobetrages der Ren-
te an die RZVK abzutreten. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil der/des Rentenberechtigten geltend gemacht wer-
den.

3.  Wann kann die RZVK die Leistung zurückbehalten oder 
Rentenleistungen zurückfordern? 
Kommt die/der Rentenberechtigte ihren/seinen Mitteilungs-, 
Auskunfts- oder Nachweispflichten sowie der Pflicht zur Ab-
tretung von Ersatzansprüchen nicht nach, kann die RZVK 
die Rente zurückbehalten. 
Ohne Rechtsgrund gezahlte Renten sind in Höhe ihrer Brut-
tobeträge zurückzuzahlen. Überzahlungen sind zu erstatten 
oder können von der RZVK mit künftigen Leistungen ver-
rechnet werden. Bei einer Verletzung von Anzeigepflichten 
(vgl. E. 1) kann sich die/der Rentenberechtigte nicht auf 
den Wegfall der Bereicherung berufen.

F. Welche Änderungen sind möglich? 
Die Leistungen nach diesem Vertrag können zur Berück-
sichtigung aufsichtsrechtlicher Anforderungen sowie aus 
versicherungstechnischen Gründen auf Vorschlag des Ver-
antwortlichen Aktuars geändert werden. Soweit die Ver-
sicherungsbedingungen die Pflichten der Versicherten, die 
Versicherungsnachweise, das Verfahren der Rentenfest-
setzung, die Zahlungsweise und die Ausschlussfristen 
betreffen, können sie darüber hinaus zur Anpassung an 
Änderungen der Satzung oder sonstige Veränderungen der 
Rechtslage geändert werden. 

G. Wer ist für Beschwerden und Klagen 
zuständig?
Beschwerden können gerichtet werden an die zuständige 
Aufsichtsbehörde: Innenministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen, 40190 Düsseldorf. 
Klagen sind beim zuständigen ordentlichen Gericht (Zivilge-
richt) am Sitz der RZVK in Köln einzureichen.
Bei Klagen der RZVK gilt der Gerichtsstand für den Wohn- 
oder Geschäftssitz des/der Versicherten bzw. des Versiche-
rungsnehmers (§§ 12, 13, 17 ZPO).  

H. Welches Recht gilt? 
Es gilt deutsches Recht. 

I. Was ist die Vertragssprache? 
      Die Vertragssprache ist deutsch. 
                                           

1 Erläuterung: Die große Witwen/Witwerrente beträgt 55 % 
der Rente des/der verstorbenen Versicherten (vgl. § 67 Nr.
6 SGB VI); sie wird gezahlt, wenn die Witwe/der Witwer das 
45. Lebensjahr vollendet hat oder sie/er erwerbsgemindert 
ist oder ein Kind unter 18 Jahren erzieht (vgl. § 46 SGB VI). 
Bei Ehen, die vor dem 1.1.2002 geschlossen worden sind 
und bei denen mindestens ein Ehegatte vor dem 2.1.1962 
geboren worden ist, beläuft sich die große Witwenrente auf 
60 % (vgl. § 255 SGB VI). Die kleine Witwenrente beträgt 
25 % der Rente der/des verstorbenen Versicherten in allen 
sonstigen Fällen (Vgl. § 77 Nr. 5 SGB VI). 
Die Vollwaisenrente beträgt 20 % der Rente der/des ver-
storbenen Versicherten, die Halbwaisenrente 10 % (vgl. § 
67 Nr. 7 und 8 SGB VI).

– GV. NRW. 2006 S. 556



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 34 vom 7. Dezember 2006566

2030

Erste Verordnung zur Änderung
der Verordnung über beamtenrechtliche 

Zuständigkeiten
im Geschäftsbereich des Finanzministeriums

(Beamtenzuständigkeitsverordnung FM – 
BeamtZustV FM)

Vom 21. November 2006

Aufgrund 

–  des § 3 Abs. 3 und des § 180 Satz 2 des Beamtenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbe-
amtengesetz – LBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Juni 2006 
(GV. NRW. S. 278),

–  des § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Rahmengesetzes zur 
Vereinheitlichung des Beamtenrechts (Beamtenrechts-
rahmengesetz – BRRG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. März 1999 (BGBl. I S. 654), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Juni 
2005 (BGBl. I S. 1818),

–  des § 15 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
(BBesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. 
August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch 
§ 19 des Gesetzes vom 28. August 2006 (BGBl. I 
S. 2039),

–  des § 3 Abs. 1 der Verordnung über die Ernennung, 
Entlassung und Zurruhesetzung der Beamten und 
Richter des Landes Nordrhein-Westfalen vom 27. Juni 
1978 (GV. NRW. S. 286), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 9. September 2003 (GV. NRW. S. 570),

wird für den Geschäftsbereich des Finanzministeriums 
verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über beamtenrechtliche Zuständig-
keiten im Geschäftsbereich des Finanzministeriums 
 (BeamtZustV FM) vom 25. April 2002 (GV. NRW. S. 146), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 5. 
April 2005 (GV. NRW. S. 351), wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
  In Nummer 5 werden die Wörter „die Bezirksregie-

rungen hinsichtlich der in ihrem Bezirk mit dienstli-
chem Wohnsitz ansässigen Beamtinnen und Beamten, 
die als Vertreterinnen und Vertreter der Interessen 
des Ausgleichsfonds eingesetzt sind sowie“ gestri-
chen.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 wird das Wort „Bezirksregierungen“ 
durch die Wörter „Bezirksregierung Detmold“ er-
setzt; nach dem Wort „Finanzverwaltung“ werden 
ein Komma und anschließend die Wörter „die 
Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-Westfa-
len, die Landesfinanzschule, die Fortbildungsaka-
demie der Finanzverwaltung“ eingefügt.

 b)  Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:
   „1. Ernennungen und damit im Zusammenhang 

stehende Entscheidungen gemäß den §§ 8 bis 14a 
sowie den §§ 25, 25a des Landesbeamtengesetzes; 
die Regelungen der §§ 9 Abs. 4 Satz 1, 18 Abs. 1 
Satz 4 und 20 Abs. 6 des Fachhochschulgesetzes 
öffentlicher Dienst bleiben unberührt,“.

 c)   In Absatz 2 wird nach Nummer 2 der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 3 ange-
fügt:

   „3. für die Leiterinnen und Leiter der in Absatz 1 
genannten Behörden und Einrichtungen, sofern sie 
einer der dort aufgeführten Besoldungsgruppen 
angehören.“

3.  § 3 wird wie folgt geändert:
 a)   In Absatz 1 wird das Wort „Bezirksregierungen“ 

ersetzt durch die Wörter „Bezirksregierung Det-
mold“, wird das Wort „sowie“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem Wort „Finanzver-

waltung“ ein Komma und anschließend die Wörter 
„die Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-
Westfalen, die Landesfinanzschule sowie die Fort-
bildungsakademie der Finanzverwaltung“ einge-
fügt.

 b)   Absatz 2 wird aufgehoben; die bisherigen Absätze 
3 und 4 werden die Absätze 2 und 3.

 c)   Im neuen Absatz 3 werden die Angaben „und 2“ 
gestrichen und nach dem Wort „Behörden“ die 
Wörter „und Einrichtungen“ eingefügt.

4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

   „8. die Beurteilungen gemäß § 104 Abs. 1 Landes-
beamtengesetz nach Maßgabe der Richtlinien für 
die Beurteilung und Beförderung der Beamtinnen 
und Beamten der Finanzverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen,“.

 b)   In Absatz 1 Nr. 11 wird die Zahl „3“ durch die 
Zahl „4“ ersetzt.

 c)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

   „(3) Die Fachhochschule für Finanzen Nordrhein-
Westfalen, die Landesfinanzschule sowie die Fort-
bildungsakademie der Finanzverwaltung sind für 
die in ihren Geschäftsbereich abgeordneten Beam-
tinnen und Beamten nach Ablauf von 6 Monaten 
ab dem Beginn der Abordnung zuständig für:

  1.  Entscheidungen auf dem Gebiet des Nebentä-
tigkeitsrechts (§§ 67 bis 75 des Landesbeamten-
gesetzes),

  2.  Entscheidungen zur Annahme von Belohnungen 
und Geschenken gemäß § 76 des Landesbeam-
tengesetzes,

  3.  Entscheidungen zur Arbeitszeit (§§ 78 bis 78 b 
des Landesbeamtengesetzes),

  4.  Entscheidungen zur Wohnung (§§ 80 bis 81 des 
Landesbeamtengesetzes),

  5.  Entscheidungen über Teilzeitbeschäftigung und 
Urlaub aus familienpolitischen Gründen sowie 
Mutterschutz und Elternzeit (§§ 85 a und 86 des 
Landesbeamtengesetzes),

  6.  Entscheidungen über Urlaub gemäß § 101 des 
Landesbeamtengesetzes,

  7.  die Beurteilungen gemäß § 104 Abs. 1 des Lan-
desbeamtengesetzes nach Maßgabe der Richtli-
nien für die Beurteilung und Beförderung der 
Beamtinnen und Beamten der Finanzverwal-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen.“

 d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

 e)   Im neuen Absatz 4 wird die Nummer 2 aufgeho-
ben. Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die 
Nummern 2 und 3.

5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Bezirksregie-
rungen“ durch die Wörter „Bezirksregierung Det-
mold“ ersetzt.

 b)   In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „das Fi-
nanzministerium“ ersetzt durch die Wörter „die 
örtlich zuständige Oberfinanzdirektion“.

 c)   Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: „Ab-
weichend von Satz 2 ist für alle Widersprüche in 
Prüfungsangelegenheiten im Geschäftsbereich der 
Einrichtungen das Finanzministerium zuständig.“

 d)  Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.

6.   In § 7 Satz 3 wird die Zahl „2009“ durch die Zahl 
„2010“ ersetzt.

7.   In § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 Nrn. 2 bis 6, § 3 Abs. 1 Nrn. 1 
bis 3 und § 5 Abs. 1 Nrn. 1, 4 bis 7 und 9 werden je-
weils das Wort „LBG“ durch das Wort „Landesbeam-
tengesetz“ ersetzt. In § 2 Abs. 1 Nrn. 5 und 7 sowie in 
§ 3 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 4 werden jeweils das Wort 
„BRRG“ durch das Wort „Beamtenrechtsrahmenge-
setz“ ersetzt. In § 4 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie in § 4 
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Abs. 2 Nr. 2 werden jeweils das Wort „BUKG“ durch 
das Wort „Bundesumzugskostengesetz“ ersetzt. In § 5 
Abs. 1 Nr. 3 und in § 5 Abs. 4 Nr. 1 werden jeweils 
das Wort „BBesG“ durch das Wort „Bundesbesol-
dungsgesetz“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Düsseldorf, den 21. November 2006

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Helmut  L i n s s e n

– GV. NRW. 2006 S. 566

232

Erste Verordnung zur
Änderung der Versammlungsstätten-

verordnung 
Vom 14. November 2006

Aufgrund des § 85 Abs. 1 Nr. 5 und 6, Abs. 2 Nr. 5, 
Abs. 3 und 4 der Landesbauordnung (BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. 
NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Artikel 91 des Ge-
setzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird nach 
Anhörung des Ausschusses für Bauen und Verkehr ver-
ordnet:

Artikel 1

Die Versammlungsstättenverordnung vom 20. Septem-
ber 2002 (GV. NRW. S. 454), geändert durch Artikel 60 
des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351), wird 
wie folgt geändert:

 1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)   in der Überschrift zu Teil 2, Abschnitt 4 werden 
die Wörter „Technische Einrichtungen“ durch 
„Technische Anlagen und Einrichtungen, beson-
dere Räume“ ersetzt,

 b)   in der Angabe zu § 14 wird das Wort „Sicher-
heitsstromversorgung“ durch das Wort „Sicher-
heitsstromversorgungsanlagen“ ersetzt,

 c)   in der Angabe zu § 17 wird dem Wort „Lüftungs-
anlagen“ die Wörter „Heizungsanlagen und“ vo-
rangestellt,

 d)   in der Angabe zu § 32 werden nach dem Wort 
„Rettungswegeplan“ ein Komma und die Wörter 
„ Abschrankungen von Stehplätzen“ angefügt.

 2.  In § 1 

 a)  wird Absatz 3 Nr. 2 wie folgt gefasst:

   „2.

  a)  Unterrichtsräume in allgemeinen und berufs-
bildenden Schulen,

   b)  Seminarräume mit Sitzplätzen an Tischen und 
nicht mehr als 100 m2 Grundfläche in Hoch-
schulen und vergleichbaren Einrichtungen an-
derer Fortbildungsträger, wenn sie keinen ge-
meinsamen Rettungsweg mit anderen Versamm-
lungsräumen in demselben Geschoss haben“,

 b)   wird in Absatz 3 folgender Satz 2 angefügt: „2So-
weit Anforderungen an veränderbare Einbauten 
gestellt werden, gelten diese nicht für Ausstel-
lungsstände.“,

 c)   werden in Absatz 4 Satz 1 die Angaben „anderer 
Vertragsstaaten des Abkommens vom 2. Mai 
1992“ durch die Wörter „eines anderen Mitglied-
staats der Europäischen Union, der Türkei oder 
eines Vertragsstaats des Abkommens“ ersetzt.

 3.  In § 3 werden

 a)   im Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort „Tragende“ 
die Wörter „und aussteifende“ eingefügt,

 b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) 1Trennwände sind erforderlich zum Ab-
schluss von Versammlungsräumen und Bühnen. 
2Diese Trennwände müssen feuerbeständig, in 
erdgeschossigen Versammlungsstätten mindes-
tens feuerhemmend sein. 3In der Trennwand zwi-
schen der Bühne und dem Versammlungsraum ist 
eine Bühnenöffnung zulässig.“,

 c)  in Absatz 4 

  aa)   wird das erste Wort „wie“ gestrichen und 

  bb)   werden die Wörter „Einbauten in Versamm-
lungsräumen, wie“ gestrichen,

 d)  in Absatz 6

  aa)   werden die Wörter „veränderbaren Ein-
bauten in Versammlungsräumen, wie“ gestri-
chen,

  bb)   wird hinter dem Wort „Podien“ der Halbsatz 
„, die veränderbare Einbauten in Versamm-
lungsräumen sind,“ eingefügt,

  cc)   wird nach dem Wort „bestehen“ der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt,

  dd)   werden die Wörter „dies gilt nicht für Podien 
mit insgesamt nicht mehr als 20 m2 Fläche.“ 
angefügt,

 e)   in Absatz 7 werden die Wörter „Tribünen und 
Podien“ durch die Wörter „Veränderbare Ein-
bauten“ ersetzt.

 4.  In § 4 wird

 a)  in Absatz 1 im 1. Satz

  aa)   im 1. Halbsatz der 2. Begriff „feuerbestän-
dig“ durch das Wort „feuerhemmend“ er-
setzt,

  bb)   das Semikolon hinter dem Wort „sein“ durch 
einen Punkt ersetzt,

  cc)  der 2. Halbsatz gestrichen,

 b)   in Absatz 2 nach Satz 1 folgender Satz 2 ange-
fügt:

   „2Dies gilt nicht für Bedachungen über Versamm-
lungsräumen mit nicht mehr als 1.000 m2 Grund-
fläche.“

 5.  In § 5 
 a)   wird in Absatz 4 hinter dem Wort „Foyers“ und 

dem anschließenden Komma der Teilsatz „durch 
die Rettungswege aus anderen Versammlungs-
räumen führen, in“ eingefügt und

 b)  in Absatz 7 
  aa)   wird in Satz 1 das erste Wort „und“ durch 

ein Komma ersetzt,
  bb)   wird in Satz 2 das Wort „und“ durch die 

Wörter „sowie in“ ersetzt,
  cc)   wird hinter dem Wort „Foyers“ der Teilsatz 

„, durch die Rettungswege aus anderen Ver-
sammlungsräumen führen,“ eingefügt.

 6.  In § 6 Abs. 3
 a)   werden nach dem Wort „dürfen“ die Wörter 

„über Gänge und Treppen“ eingefügt,
 b)   werden die Wörter „wenn für jedes Geschoss“ 

durch das Wort „soweit“ ersetzt.

 7.  In § 7
 a)  wird in Absatz 1 Satz 4 gestrichen,
 b)  in Absatz 4
  aa)   werden in Satz 5 die Angaben „Ausgängen 

aus Aufenthaltsräumen mit weniger als 200 
m2 Grundfläche“ durch die Angaben „Ret-
tungswegen von Versammlungsräumen mit 
nicht mehr als 200 Besucherplätzen“ ersetzt,
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  bb)  nach Satz 6 wird folgender Satz 7 angefügt:
     „§ 55 Abs. 4 Landesbauordnung bleibt unbe-

rührt.“,
 c)  wird folgender Absatz 6 angefügt:
   „(6) Die Entfernungen werden in der Lauflinie 

gemessen.“

 8.  In § 8 
 a)  wird in Absatz 2 Satz 3 wie folgt gefasst:
   „3Für notwendige Treppen von Tribünen und Po-

dien als veränderbare Einbauten genügen Bau-
teile aus nichtbrennbaren Baustoffen und Stu fen 
aus Holz.“,

 b)   werden in Absatz 5 die Wörter „Tritt- und Setz-
stufen“ durch das Wort „Trittstufen“ ersetzt.

 9.  In § 10 
 a)   werden in Absatz 5 Satz 1 nach dem Wort „Frei-

en“ die Wörter „und Sportstadien“ eingefügt,
 b)   werden in Absatz 5 Satz 2 nach dem Wort „Frei-

en“ die Wörter „und Sportstadien“ eingefügt. 
 c)  wird folgender neue Absatz 9 angefügt:
   „(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten auch für Tribünen 

und Podien als veränderbare Einbauten.“

10.  In § 11 wird in Absatz 1
 a)   in Satz 1 das Wort „Allgemeinen“ groß geschrie-

ben,

 b)   folgender Satz 2 eingefügt: „2Satz 1 gilt auch für 
veränderbare Einbauten.“

 c)  der bisherige Satz 2 zu Satz 3.

11.   In § 13 Satz 1 werden die Wörter „behinderter Per-
sonen“ durch die Wörter „von Menschen mit Behin-
derungen“ ersetzt.

12.   In der Überschrift zu Abschnitt 4 werden die Wörter 
„Technische Einrichtungen“ durch die Wörter 
„Technische Anlagen und Einrichtungen, besondere 
Räume“ ersetzt.

13.  In § 14 wird 
 a)   in der Überschrift das Wort „Sicherheitsstrom-

versorgung“ durch das Wort „Sicherheitsstrom-
versorgungsanlagen“ ersetzt,

 b)   in Absatz 1 Satz 1 das Wort „Sicherheitsstrom-
versorgung“ durch das Wort „Sicherheitsstrom-
versorgungsanlage“ ersetzt.

14.  In § 16
 a)  werden die Absätze 1-3 wie folgt neu gefasst:

   „(1) Versammlungsräume und sonstige Aufent-
haltsräume mit mehr als 200 m2 Grundfläche, 
Versammlungsräume in Kellergeschossen, Büh-
nen sowie notwendige Treppenräume müssen 
entraucht werden können.

   (2) Für die Entrauchung von Versammlungsräu-
men und sonstigen Aufenthaltsräumen mit nicht 
mehr als 1.000 m2 Grundfläche genügen Rauchab-
leitungsöffnungen mit einer freien Öffnungsflä-
che von insgesamt 1 Prozent der Grundfläche, 
Fenster oder Türen mit einer freien Öffnungsflä-
che von insgesamt 2 Prozent der Grundfläche 
oder maschinelle Rauchabzugsanlagen mit einem 
Luftvolumenstrom von 36 m3/h je Quadratmeter 
Grundfläche.

   (3) Für die Entrauchung von Versammlungsräu-
men und sonstigen Aufenthaltsräumen mit mehr 
als 1.000 m2 Grundfläche sowie von Bühnen müs-
sen Rauchabzugsanlagen vorhanden sein, die so 
bemessen sind, dass sie eine raucharme Schicht 
von mindestens 2,50 m auf allen zu entrauchen-
den   Ebenen, bei Bühnen jedoch mindestens eine 
raucharme Schicht von der Höhe der Bühnenöff-
nung, ermöglichen.“

 b)  wird folgender Absatz 4 neu eingefügt:

   „(4) Notwendige Treppenräume müssen Rauchab-
leitungsöffnungen mit einer freien Öffnungsflä-
che von mindestens 1 m2 haben.“

 c)   werden die bisherigen Absätze 4 bis 8 die Absät-
ze 5 bis 9,

 d)   wird im neuen Absatz 8 Satz 1 die Angabe „Ab-
satz 4“ durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt.

15.  In § 17 

 a)   werden in der Überschrift dem Wort „Lüftungs-
anlagen“ die Wörter „Heizungsanlagen und“ vo-
rangestellt,

 b)  wird Absatz 1 wie folgt gefasst:

   „(1) 1Heizungsanlagen in Versammlungsstätten 
müssen dauerhaft fest eingebaut sein. 2Sie müs-
sen so angeordnet sein, dass ausreichende Ab-
stände zu Personen, brennbaren Bauprodukten 
und brennbarem Material eingehalten werden 
und keine Beeinträchtigungen durch Abgase ent-
stehen.“

 c)  wird der bisherige Satz 1 zu Absatz 2.

16.   In § 19 wird im Absatz 6 nach Satz 1 folgender 
Satz 2 angefügt:

  „2Dies gilt nicht für Versammlungsräume mit nicht 
mehr als 200 m2 Grundfläche, deren Fußboden an 
keiner Stelle mehr als 5 m unter der Geländeoberflä-
che liegt.“

17.   In § 20 Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „das nicht 
von der Brandmeldung betroffene Eingangsgeschoss, 
ansonsten das in Fahrtrichtung davor liegende Ge-
schoss,“ ersetzt durch die Wörter „ein Geschoss mit 
Ausgang ins Freie oder das diesem nächstgelegene, 
nicht von der Brandmeldung betroffene Geschoss“ .

18.  In § 27 wird

 a)  Absatz 2 aufgehoben,

 b) der bisherige Absatz 3 zu Absatz 2,

 c)  folgender Absatz 3 angefügt:

   „(3) Die Anforderungen nach den Absätzen 1 
oder 2 gelten nicht, soweit in dem mit den für öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung zuständigen 
Behörden, insbesondere der Polizei, der Brand-
schutzdienststelle und den Rettungsdiensten, ab-
gestimmten Sicherheitskonzept nachgewiesen 
wird, dass abweichende Abschrankungen oder 
Blockbildungen unbedenklich sind.“

19.  In § 29 Abs. 2 wird

 a)  Satz 1 wie folgt neu gefasst:

   „1Werden vor Szenenflächen mehr als 5.000 Steh-
plätze für Besucherinnen und Besucher angeord-
net, so sind durch mindestens zwei weitere Ab-
schrankungen vor der Szenenfläche nur von den 
Seiten zugängliche Stehplatzbereiche zu bil-
den.“,

 b)   in Satz 2 nach dem Wort „müssen“ das Wort 
„voneinander“ eingefügt,

 c)  Satz 3 aufgehoben.

20.  In § 32 

 a)   werden in der Überschrift nach dem Wort „Ret-
tungswegeplan“ ein Komma und die Wörter „Ab-
schrankungen von Stehplätzen“ angefügt,

 b)  wird folgender Absatz 3 angefügt:

   „(3) Ist nach der Art der Veranstaltung die Ab-
schrankung der Stehflächen vor Szenenflächen 
erforderlich, sind Abschrankungen nach § 29 
auch in Versammlungsstätten mit nicht mehr als 
5.000 Stehplätzen einzurichten.“

21.   In § 33 werden in Absatz 8 nach dem Wort „Schein-
werfern“ die Wörter „oder Heizstrahlern“ eingefügt.

22.   In § 34 Abs. 2 wird das Wort „Tore“ durch die Wör-
ter „dichtschließende Abschlüsse aus nichtbrenn-
baren Baustoffen“ ersetzt.

23.  In § 35 Abs. 2

 a)   wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt:

  „2§ 17 Abs. 1 bleibt unberührt.“,
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 b)   werden die bisherigen Sätze 2 und 3 nun die Sät-
ze 3 und 4,

 c)   wird im neuen Satz 3 das Wort „Feuerwehr“ 
durch das Wort „Brandschutzdienststelle“ er-
setzt.

24.   In § 38 wird in Absatz 5 Satz 2 das Satzzeichen er-
gänzt und in Satz 3 das Satzzeichen „2“ durch „3“ 
ersetzt.

25.  In § 39

 a)  wird in Absatz 1 Satz 1

  aa)   in Nr. 1 das Komma nach dem Wort „Be-
leuchtung“ durch das Wort „oder“ ersetzt, 
und der Teilsatz nach dem Wort „Halle“ auf-
gehoben,

  bb)   in Nr. 2 die Angabe „§ 5“ durch die Angabe 
„den §§ 5“ ersetzt und die Angabe „vom 26. 
Januar 1997 (BGBl. I. S. 118)“ gestrichen,

  cc)   werden in Nr. 3 die Wörter „Diplomingeni-
eurinnen und Diplomingenieure“ durch die 
Wörter „Hochschulabsolventen und Hoch-
schulabsolventinnen mit berufsqualifizie-
rendem Hochschulabschluss“ ersetzt, 

     nach dem Wort „Theater -“ das Wort „und“ 
durch das Wort „oder“ ersetzt,

    die Angabe „§ 1“ gestrichen,
     die Angabe „vom 26. Januar 1997 (BGBl.I.S. 

118)“ gestrichen, 

  dd)  Nr. 4 wie folgt gefasst

    „4. technische Bühnen- und Studiofachkräfte, 
die das Befähigungszeugnis nach der bis zum 
In-Kraft-Treten dieser Verordnung gelten-
den „Verordnung über technische Fachkräfte 
 (TFaVO)“ erworben haben.“,

 b)  werden in Absatz 1

  aa)   Satz 2 die Angabe „vom 26. Januar 1997 
(BGBl. I S. 118) gestrichen, 

  bb)   Satz 2 die Angabe „Nr. 1 und 2“ durch die 
Angabe „Nr. 1, 2 und 4“ ersetzt, und

  cc)   in Satz 3 die Wörter „werden anerkannt“ 
durch die Wörter „gelten auch in Nordrhein-
Westfalen“ ersetzt,

 c)  werden in Absatz 2

  aa)   dem Wort „Ausbildungen“ das Wort „Gleich-
wertige“ vorangestellt,

  bb)   die Wörter „ein Zeugnis nachgewiesen“ 
durch die Wörter „ einen Ausbildungsnach-
weis belegt“ ersetzt,

  cc)   die Angaben „der Richtlinie 89/48/EWG und 
92/51/EWG“ durch die Wörter „den europä-
ischen Richtlinien zur Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen“ ersetzt.

26.  In § 40

 a)  wird Absatz 2 wie folgt gefasst:

   „(2) Auf- oder Abbau bühnen-, studio- und be-
leuchtungstechnischer Einrichtungen von Groß-
bühnen oder Szenenflächen mit mehr als 200 m2 
Grundfläche oder in Mehrzweckhallen mit mehr 
als 5.000 Besucherplätzen, wesentliche War-
tungs- und Instandsetzungsarbeiten an diesen 
Einrichtungen und technische Proben müssen 
von einem oder einer Verantwortlichen für Ver-
anstaltungstechnik geleitet und beaufsichtigt 
werden.“

 b)
  aa)   werden in Absatz 4 Satz 1 die Angaben „ab-

geschlossener Berufsausbildung gemäß der 
Verordnung über die Ausbildung zur Fach-
kraft für Veranstaltungstechnik vom 24. 
März 1998 (BGBl. I. S. 621) und“ gestrichen,

  bb)  wird in Absatz 4 folgender Satz 2 angefügt:

     „2Für Szenenflächen und Mehrzweckhallen 
nach Satz 1, deren bühnen- und beleuch-

tungstechnische Ausstattung von einfacher 
Art und geringem Umfang ist, genügt es, 
wenn während der Vorstellungen und des 
sonstigen technischen Betriebes eine erfah-
rene Bühnenhandwerkerin oder Beleuchterin 
oder ein erfahrener Bühnenhandwerker oder 
Beleuchter anwesend ist.“

 c)  wird folgender Absatz 5 eingefügt:

   „(5) 1Die Anwesenheit nach Absatz 3 ist nicht er-
forderlich, wenn

  1.   die Sicherheit und Funktionsfähigkeit der 
bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischen 
sowie der sonstigen technischen Einrichtungen 
der Versammlungsstätte von der oder dem Ver-
antwortlichen für Veranstaltungstechnik über-
prüft wurden,

  2.   diese Einrichtungen nach der Überprüfung 
bzw. während der Veranstaltung nicht bewegt 
oder sonst verändert werden,

  3.   von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine 
Gefahren zu erwarten sind und

  4.   die Aufsicht durch eine Fachkraft für Veran-
staltungstechnik geführt wird, die mit den 
technischen Einrichtungen vertraut ist.

    2Im Fall des Absatzes 4 können die Aufgaben 
nach den Absätzen 1 bis 3 von einer Aufsicht füh-
renden Person wahrgenommen werden, wenn

  1.   von Auf- und Abbau sowie dem Betrieb der 
bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischen 
Einrichtungen keine Gefahren zu erwarten 
sind,

  2.   von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine 
Gefahren zu erwarten sind und

  3.   die Aufsicht führende Person mit den tech-
nischen Einrichtungen vertraut ist.“,

 d)  wird der bisherige Absatz 5 zu Absatz 6.

27.  In § 41 werden in Absatz 3 das Wort „der“ durch das 
Wort „den“ und das Wort „Behörde“ durch das Wort 
„Behörden“ ersetzt.

28.  In § 43 werden in Absatz 2 Satz 1 nach dem Wort 
„Behörden“ die Angaben „, insbesondere der Polizei, 
der Brandschutzdienststelle und den Rettungsdiens-
ten,“ eingefügt.

29.  In § 45 

 a)   wird in Absatz 1 Nr. 5 die Angabe „§ 27 Abs. 1 
und 3“ durch die Angabe „§ 27 Abs. 1 und 2“ er-
setzt,

 b)   werden in Absatz 2 nach dem Wort „Betriebsvor-
schriften“ die Angaben „des Teils 4 sowie § 10 
Abs. 1, § 14 Abs. 3 und § 19 Abs. 8“ eingefügt.

30.  In § 47 wird in der Aufzählung von Satz 1

 a)  nach Nr. 4 folgende Nr. 5 eingefügt:

   „5. entgegen § 32 Abs. 3 erforderliche Abschran-
kungen nicht einrichtet,“,

 b)  die bisherigen Nr. 5 bis 13 werden Nr. 6 bis 14,

 c)   die Angabe in der bisherigen Nr. 13 „§ 40 Abs. 2 
bis 4“ wird in der neuen Nr. 14 durch die Angabe 
„§ 40 Abs. 2 bis 5 in Verbindung mit § 38 Abs. 1“ 
ersetzt,

 d)   in der neuen Nr. 14 werden nach dem ersten Wort 
„Veranstaltungstechnik,“ die Wörter „, die erfah-
renen Bühnenhandwerkerinnen oder Bühnen-
handwerker oder Beleuchterinnen oder Beleuch-
ter oder die Aufsicht führenden Personen“ einge-
fügt,

 e)   in der neuen Nr. 14 wird der letzte Teilsatz nach 
dem Wort „sind“ und dem anschließenden Kom-
ma aufgehoben,

 f)  folgende Nr. 15 wird eingefügt:

   „15. entgegen § 40 Abs. 2 bis 5 als Verantwort-
liche oder Verantwortlicher  oder Fachkraft für 
Veranstaltungstechnik, als erfahrene Bühnen-
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handwerkerin oder erfahrener Bühnenhandwer-
ker oder Beleuchterin oder Beleuchter oder als 
Aufsicht führende Person die Versammlungsstät-
te während des Betriebs verlässt,“

 g)  die bisherigen Nr. 14 bis 18 werden Nr. 16 bis 20.

31.   In § 48 Abs. 1 wird die Zahl „2009“ durch die Zahl 
„2011“ ersetzt.

32.  In Anlage 2 zur VStättVO wird

 a)   auf Seite 1 nach der Überschrift „GASTSPIEL-
PRÜFBUCH nach § 44 VStättVO“ die Angabe 
„- Fassung 14. 11. 2006 -“ in einer eigenen Zeile 
angefügt,

 b)  in Anhang 2 auf Seite 7

  aa)   wird nach dem Satz „Soweit die eingesetzten 
Materialien keine Baustoffe sind, werden die 
Bezeichnungen entsprechend den für Bau-
stoffe geltenden Klassifizierungen verwen-
det.“ der folgende Satz „Für Textilien und 
Möbel sind die Klassifizierungen und Prü-
fungen nach den dafür geltenden DIN-Nor-
men nachzuweisen.“ aufgehoben,

  bb)   erhalten nach der Angabe „F = Foyer“ die 
folgenden beiden Absätze folgende Fassung:

     „Für Baustoffe und Materialien sind die Ver-
wendungsnachweise nach den §§ 20ff. BauO 
NRW zu führen. Für Textilien und Möbel 
können gleichwertige Klassifizierungen nach 
den dafür geltenden DIN-Normen nachge-
wiesen werden.

     Ist das Material nach DIN 4102-1 geprüft 
und klassifiziert, so wird das Brandverhalten 
mit dem (allgemeinen bauaufsichtlichen) 
Prüfzeugnis nachgewiesen. Ansonsten ist das 
Material mit einem dafür durch allgemeines 
bauaufsichtliches Prüfzeugnis zugelassenen 
Feuerschutzmittel zu behandeln, durch das 
die Zuordnung zu einer angestrebten Bau-
stoffklasse erreicht wird.“,

 c)  wird auf Seite 8 in der Tabelle

  aa)   in Spalte 3 nach der Angabe, „Baustoffklasse 
A1, A2, B1, B2“ die Angabe „- Klassifizie-
rung nachgewiesen“ angefügt,

  bb)   die 5. Spalte mit der Angabe „Klassifizierung 
nach DIN / Prüfzeichen“ aufgehoben,

  cc)   wird in der folgenden Spalte die Angabe 
„Feuerschutzmittel / Prüfzeichen“ durch die 
Angabe „Feuerschutzmittel – Nr. des allge-
meinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses“ 
ersetzt.

33.   Zusätzlich zu den zuvor aufgeführten inhaltlichen 
Änderungen haben sämtliche Anlagen ein neues 
Layout erhalten. Die derart neu gestalteten Anlagen 
werden hier nicht abgedruckt. Sie stehen kostenfrei 
im Internet zur Verfügung. Die Adresse ist: http://
www.recht.nrw.de (sog. Bürgerservice, hier ab Feb-
ruar 2007 zugänglich) und http://sgv.im.nrw.de un-
ter „Gesetz- und Verordnungsblatt NRW, aktuelle 
Ausgabe“ (hier sofort zugänglich).

Artikel 2

Diese Änderungsverordnung tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 14. November 2006

Der Minister
für Bauen und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen

Oliver  W i t t k e

– GV. NRW. 2006 S. 567
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Viertes Gesetz
zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 

(FlüAG)
und Zweites Gesetz 

zur Änderung des Landesaufnahmegesetzes 
(LAufG)

Vom 21. November 2006

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Viertes Gesetz 
zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 

(FlüAG)
und Zweites Gesetz

zur Änderung des Landesaufnahmegesetzes 
(LAufG

Artikel 1
Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes

Das Gesetz über die Zuweisung und Aufnahme aus-
ländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz – 
FlüAG) vom 28. Februar 2003 (GV. NRW. S. 93), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Aufnahme von Aussiedlern, Flüchtlin-
gen und Zuwanderern (Landesaufnahmegesetz – LAufG) 
und Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge 
(Flüchtlingsaufnahmegesetz – FlüAG) vom 7. März 2006 
(GV. NRW. S. 107), wird wie folgt geändert:

1.  § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

  „(2) Dem Einwohnerschlüssel und dem Flächen-
schlüssel ist der vom Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik jeweils zum 1.1. eines Jahres ver-
öffentlichte Stand zugrunde zu legen.“

2.  In § 3 werden die Absätze 4 und 5 gestrichen.

3.   In § 4 Abs. 1 Satz 3 wird das Komma hinter dem Wort 
„verteilt“ durch einen Punkt ersetzt. Der Rest des 
Satzes von „korrigiert“ bis „(Finanzschlüssel).“ wird 
gestrichen. 

Artikel 2
Pauschalierte Landeszuweisung nach § 4 Abs. 1 
Flüchtlingsaufnahmegesetz für das Jahr 2007

Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Flüchtlingsaufnah-
megesetz in der Fassung des Artikels 1 stellt das Land 
den Gemeinden für die Aufnahme und Unterbringung 
von zugewiesenen ausländischen Flüchtlingen im Jahr 
2007 Finanzmittel in Höhe von 74,2 Mio. € zur Verfü-
gung. § 4 Abs. 1 Satz 2 ff. sind entsprechend anzuwen-
den.

Artikel 3
Änderung des Landesaufnahmegesetzes

Das Gesetz über die Aufnahme von Aussiedlern, 
Flüchtlingen und Zuwanderern (Landesaufnahmegesetz 
– LAufG) vom 28. Februar 2003 (GV. NRW. S. 95), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. März 
2006 (GV. NRW. S. 107), wird wie folgt geändert:

1. § 10a Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut:

„(2) Über die Zuweisung der Personen nach Absatz 1 
entscheidet die Landesstelle nach pflichtgemäßem Er-
messen. Dabei sollen die Wohnortwünsche, enge ver-
wandtschaftliche Beziehungen sowie die Möglichkeiten 
der Eingliederung in das berufliche, kulturelle und sozi-
ale Leben der Bundesrepublik Deutschland berücksich-
tigt werden. Die zugewiesenen Personen werden für die 
Dauer von zwei Jahren seit der Einreise auf den Bestand 
der Spätaussiedler, die die Gemeinde aufgenommen hat, 
angerechnet.“

Artikel 4
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.
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Düsseldorf, den 21. November 2006

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2006 S. 570
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Berichtigung der Bekanntmachung 
zur Ausführung des Gesetzes 

über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens 

vom 24. Juli 1924 (PrGS. S. 585) vom 23. Mai 2006 
(GV. NRW. S. 384)

Die Überschrift der Anlage zur o. g. Bekanntmachung 
wird durch folgende Überschrift ersetzt:

„Änderung der Geschäftsanweisungen 
für die Verwaltung des Vermögens in den 

Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden 
der Erzdiözese Köln, 

der Erzdiözese Paderborn 
(nordrhein-westfälischer 
und hessischer Anteil), 

des Bistums Aachen 
und 

des Bistums Essen“.

– GV. NRW. 2006 S. 571

315

Berichtigung der Gebührenordnung 
für die staatliche Pflichtfachprüfung 

und die zweite juristische Staatsprüfung 
(Juristenausbildungsgebührenordnung – JAGebO) 

vom 12. November 2006 (GV. NRW. S. 536)

1)   In § 2 dieser Gebührenordnung ist in Absatz 4 und 5 
die Nummer 2 jeweils wie folgt darzustellen:

 Zu Absatz 4:

  „2. vorzeitiger Beendigung des Prüfungsverfahrens 
durch

 a)   ohne Genehmigung erfolgten Rücktritt von der 
Prüfung oder

 b)   Verzicht des Prüflings auf die Fortsetzung der ge-
statteten Wiederholungsprüfung durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Landesjustizprüfungsamtes 

  jeweils bis zum 3. Werktag nach Beendigung des 
schriftlichen Prüfungsteils.“

 Zu Absatz 5:

  „2. vorzeitiger Beendigung des Prüfungsverfahrens 
durch

 a)   ohne Genehmigung erfolgten Rücktritt von der 
Prüfung oder

 b)   Verzicht des Prüflings auf die Fortsetzung der ge-
statteten Wiederholungsprüfung durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Landesjustizprüfungsamtes 

  jeweils bis zum 3. Werktag nach Bekanntgabe der 
 Ergebnisse des schriftlichen Prüfungsteils.“

2)   In § 3 Abs. 1 Nr. 1 erhält der Buchstabe d eine Klam-
mer.

– GV. NRW. 2006 S. 571
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